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Tagesordnungspunkt 1a

Unterrichtung durch die Bundesregierung

Nationaler Radverkehrsplan 2020 - Den Rad-
verkehr gemeinsam weiterentwickeln

BT-Drucksache 17/10681

Tagesordnungspunkt 1b

Antrag der Abgeordneten Ulrike Gottschalck,
Sören Bartol, Uwe Beckmeyer, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der SPD

Neue Impulse für die Förderung des Radver-
kehrs setzen - Den Nationalen Radverkehrs-
plan 2020 überarbeiten

BT-Drucksache 17/11000

Tagesordnungspunkt 1c

Antrag der Abgeordneten Stephan Kühn,
Markus Tressel, Dr. Anton Hofreiter, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN

Nationalen Radverkehrsplan 2020 zum ambi-
tionierten Aktionsplan der Radverkehrsförde-
rung weiterentwickeln

BT-Drucksache 17/11357

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr verehrte Sachverständige, ich möchte Sie
recht herzlich zu unserer öffentlichen Anhörung
zum Thema: „Nationaler Radverkehrsplan“ be-
grüßen. Es liegen der Anhörung verschiedene
Anträge und Unterrichtungen zugrunde, nämlich
die Unterrichtung durch die Bundesregierung –
„Nationaler Radverkehrsplan 2020 – Den Rad-
verkehr gemeinsam weiterentwickeln“ sowie je
ein Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Als Sachverstän-
dige möchte ich herzlich begrüßen: Herrn Tilman
Bracher vom Deutschen Institut für Urbanistik
(difu). Herrn Timm Fuchs vom Deutschen Städ-
te- und Gemeindebund (DStGB), Herrn Tilmann
Heuser vom Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Herrn Christian Kellner
vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR),
Herrn Siegfried Neuberger vom Zweirad-In-
dustrie-Verband (ZIV), Herrn Burkhard Stork
vom Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club
(ADFC) und Herrn Wasilis von Rauch vom Ver-
kehrsclub Deutschland (VCD). Wir führen die
Anhörung so durch, wie wir es bei den letzten
Anhörungen immer praktiziert haben und be-
ginnen sofort mit den Fragen der Abgeordneten,

maximal zwei Fragen an zwei Experten. Und Sie
antworten dann sofort. Als Richtschnur: wenn ein
Abgeordneter einen Experten befragt, dann hat
dieser etwa 6 bis 7 Minuten Zeit für die Antwort.
Wenn ein Abgeordneter zwei Experten befragt,
dann haben diese etwa 3 bis 4 Minuten Zeit für
die Antwort. Damit beginnen wir sofort mit den
Fragen der Abgeordneten. Als erster hat sich
Herr Storjohann gemeldet. Ich bitte dann um
weitere Meldungen.

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Herr Vor-
sitzender, liebe Sachverständige! Ich bin froh,
dass wir heute diese Anhörung zur Thematik
„Fahrrad“ durchführen. Ich glaube, in allen Stel-
lungnahmen der Sachverständigen ist deutlich
geworden, dass wir uns grundsätzlich einig sind,
dass es eine gute Idee ist, hier den Nationalen
Radverkehrsplan (NRVP) zu diskutieren, dass
wir diesen überhaupt haben und dass er ein
gutes Instrument für alle Beteiligten ist. Deswe-
gen kommen wir jetzt wahrscheinlich immer zu
den kleineren Fragen, wo wir uns dann noch ein
bisschen austauschen können. Ich würde gerne
mit der Thematik beginnen: Wie können wir es
innerhalb der Verwaltung verbessern, das
Thema „Rad“ nach vorne zu bringen? Also die
einen haben den Fahrradbeauftragten im Visier,
die anderen die Implementierung eines größeren
Referates im Ministerium. Einige sagen, das
könnte auch im Bundeskanzleramt angesiedelt
sein. Ich fange mit der kleinen Ebene an. Ich
habe eine Frage an Herrn Fuchs und Herrn
Stork. Fahrradbeauftragte in den Kommunen,
also in den Landkreisen, in den großen Städten:
Wie ist das derzeit organisiert, Herr Fuchs?
Haben Sie da eine Übersicht, inwieweit die
Kommunen das schon alles vorbildlich machen,
außer den beispielhaften Kommunen? Und wie
sollte man es machen? Ehrenamtlich, haupt-
amtlich oder eine halbe Stelle? Wo versprechen
Sie sich nachher auch die größte Durch-
schlagskraft, um die Fahrradpolitik nach vorne zu
bringen? Und Herr Stork, Sie können sicherlich
aus der Praxis der ADFC-Verbände auch etwas
dazu beitragen.

Vorsitzender: Herr Fuchs!

Timm Fuchs (DStGB): Um es gleich vorweg zu
sagen: Wir haben keine bundesweite Statistik
seitens der Kommunalen Spitzenverbände, wie
viele Fahrradbeauftragte es jetzt in wie vielen
Bundesländern – und dann runter gebrochen auf
die Kommunen – gibt. Es ist mir auch nicht be-
kannt, dass es in den Bundesländern selber
dazu Aufschlüsse und Erhebungen gibt, also in
dem Fall bei unseren Landesverbänden bzw.
Mitgliedsverbänden. Dann haben Sie gefragt,
wie wir denn eigentlich die Bedürfnisse in den
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Kommunen, in den Städten, Gemeinden und
Kreisen bezüglich Stellenbesetzung der Fahr-
radbeauftragten sehen, um auch ihre Aufgaben
entsprechend wahrzunehmen. Da muss man
ganz klar nach den einzelnen Gebietskörper-
schaften, deren Größe und vor allen Dingen
auch deren Verwaltungskraft unterscheiden.
Man kann natürlich jetzt nicht eine Stadt wie
München, die nach meiner Kenntnis mehrere
Mitarbeiter für dieses Thema hat, mit einer klei-
nen Gemeinde im kreisangehörigen Bereich
vergleichen, die auch nur einen ehrenamtlichen
Bürgermeister hat, der dann wahrscheinlich noch
in seiner Freizeit, wenn er den Radverkehr in der
Gemeinde voranbringen will, die Funktion als
Fahrradbeauftragter wahrnimmt. Das muss man
bedenken, dass es da eine sehr große Varianz
und Differenzierung gibt. Auf der anderen Seite
ist es natürlich wünschenswert, dass es diese
Fahrradbeauftragten in den Städten, Gemeinden
und Kreisen gibt. Dafür braucht man natürlich –
neben der Überzeugung, dass es sie auf der
kommunalen Ebene geben sollte, die sich auch
immer weiter verbreitet – auch die entspre-
chenden finanziellen Möglichkeiten, um diese
Stellen zu finanzieren. Egal ob das jetzt eine
volle Stelle ist, eine halbe Stelle oder wie auch
immer, je nach Größe der Gemeinde und nach
den Aufgaben, die dieser oder diese Fahrrad-
beauftragte bewältigen muss. Aber ich glaube,
das Thema „Finanzierung“ wird sich ja wahr-
scheinlich hier noch später in der Anhörung
wieder stellen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Herr Stork!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Herr Storjohann,
Herr Fuchs hat schon darauf hingewiesen:
selbstverständlich ist die Situation ausgespro-
chen heterogen. Das hat sehr viel damit zu tun,
wie sich der Radverkehr in einer entsprechenden
Kommune entwickelt hat. Da ist auch oft dann
der Stand der Verwaltung wiederzufinden. In
Kommunen, die sich mit dem Thema erst seit
jüngerer Zeit beschäftigen oder wo der Lei-
densdruck erst in den letzten Monaten oder
Jahren spürbar geworden ist, die sind oft noch
auf dem Status, dass sie mit einem ehrenamtli-
chen Fahrradbeauftragten anfangen oder ir-
gendjemandem das „on top“ setzen, neben 20
anderen Aufgaben, die er ohnehin schon hat. Wir
kennen natürlich aus dem Land Situationen, wo
praktisch die Aufgaben dieses Querschnitts-
beauftragten an eine ADFC-Gliederung abge-
geben worden sind. Das ist ein ausgesprochen
kluges Hilfsmittel, aber es ist erst mal nur eine
Krücke, bis man weiter ist. Der Schritt, den man
erreichen sollte, ist aus unserer Sicht eindeutig,
in der Verwaltung jemanden zu haben, der das
Thema hauptamtlich betreut. Da gilt es dann,
darauf zu achten, dass ein solcher Beauftragter

nicht in der Hierarchie und in den Zuständig-
keitsverästelungen so angesiedelt ist, dass er
nicht mehr in der Lage ist, Querschnittsaufgaben
wahrzunehmen. Also auch wenn es hierarchisch
in der Verwaltung nicht hinkommt, muss er in der
Lage sein, sozusagen einen runden Tisch aller
Beteiligten einberufen zu können. Er muss in der
Lage sein, wenn es irgendwo hakt, auch mal
quer zu allen Zuständigkeiten agieren zu kön-
nen. Und er muss einen klaren Ansprechpartner
haben, der relativ hoch im politischen Teil der
Verwaltung angesiedelt ist und der ihm hilft, die
Dinge durchzusetzen.

Vorsitzender: Kollegin Gottschalck!

Abg. Ulrike Gottschalck (SPD): Ich bedanke
mich auch erst mal recht herzlich bei allen Ex-
perten, auch für Ihre schriftlichen Stellungnah-
men. Ich kann mich auch meinem Kollegen
Storjohann anschließen, dass wir es sehr gut
finden, dass der Nationale Radverkehrsplan
weiterentwickelt wird. Ich komme allerdings zu
einem etwas anderen Ergebnis. Es geht nicht nur
um kleinere Fragen. Ich denke, insbesondere
wird uns noch die wirkliche und realistische
Maßnahmenumsetzung und auch das finanzielle
Unterlegen dieses Radverkehrsplans beschäf-
tigen. Aber im Moment möchte ich meine Fragen
an Herrn Kellner im Hinblick auf Verkehrssi-
cherheit richten. Das ist ja nach wie vor ein
großes Problem. Deshalb habe ich zwei Fragen:
Welche Regelungen halten Sie im Hinblick auf
die Verbesserung der Verkehrssicherheit für
zwingend notwendig, gegebenenfalls auch für
überfällig? Meine zweite Frage geht dahin:
Welche Position hat der DVR zur Einführung
einer Helmpflicht? Wir hören ja immer mal wieder
von Minister Ramsauer, dass er eine Helmpflicht
für alle haben möchte. Und was halten Sie von
einer Helmpflicht für Kinder?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kellner!

Christian Kellner (DVR e. V.): Vielen Herr Vor-
sitzender, vielen Dank auch für die Einladung,
hier Stellung nehmen zu dürfen! Ich möchte die
Fragen folgendermaßen beantworten. Zunächst
mal zu den Regelungen, die aus unserer Sicht
sinnvoll wären oder die man sich genauer an-
schauen müsste: Man muss sich anschauen, wie
es um die Geschwindigkeit innerorts steht. Wenn
wir sagen, dass wir den Radverkehrsanteil in
Deutschland erhöhen wollen, dann ist es natür-
lich auch ein Thema, dass wir dann dafür sorgen
müssten, dass das nicht mit einer steigenden
Zahl an Verkehrstoten und Verkehrsverletzten
einhergeht. Also 10 Prozent der getöteten Ver-
kehrsteilnehmer sind Radfahrer, 20 Prozent der
Verletzten sind Radfahrer. Und das sind nur die,
die man kennt. Also viele werden ja verletzt, die
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treten in Krankenhäuser auf, aber nicht in der
Unfallstatistik. Insofern haben wir hier ein großes
Problem. Infolgedessen muss man sich an-
schauen, was von dem Vorschlag des Wissen-
schaftlichen Beirats beim BMVBS zu halten ist,
die Regelgeschwindigkeiten möglicherweise in
Städten auf 30 Stundenkilometer zu reduzieren
und dafür dann besondere Straßen auszuwei-
sen, die dann mit 50 Stundenkilometern befah-
ren werden könnten. Hierzu gibt es noch keinen
Beschluss innerhalb des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates, das möchte ich ganz klar
sagen. Aber wir diskutieren das derzeit in un-
serem Gremien. Das wäre eine Diskussion, die
auch die Politik vornehmen sollte, auch ohne
Tabus und Scheuklappen, sondern der man sich
ganz offen stellen müsste. Es gibt gute Argu-
mente für eine Reduzierung an dieser Stelle.

Das Zweite ist das Thema „Alkohol und Rad-
fahren“, auch das muss man sich ansehen. Wir
haben im Moment keinen Ordnungswidrig-
keitentatbestand bei alkoholisierten Radfahrern.
Wir wissen, dass 85 Prozent der Radfahrer, die
alkoholisiert im Straßenverkehr in Erscheinung
treten, 1,1 Promille und mehr haben, was ein
sehr hoher Wert ist. Und wir wissen auch, dass
die Fahruntüchtigkeit von Richtern – nicht vom
Gesetzgeber – bei 1,6 Promille angesetzt wird.
Ein irrsinnig hoher Wert. Im Moment findet jetzt
eine Studie der Unfallforschung der Versicherer
statt. Auch da werden wir sehen, ob man mit
diesem Wert überhaupt noch zurecht kommt
oder was man hier regeln kann. Das Rad als
Alternative zum Pkw ist in diesem Zusammen-
hang weiterhin wichtig. Aber man wird sich si-
cherlich genauer anschauen müssen, wie es um
die Alkoholisierung steht und was man da auch
rechtlich tun kann. Was unbedingt notwendig
wäre, die StVZO zu aktualisieren, vor allem
auch, wenn es um die technischen Einrichtungen
geht. Ich denke gerade an lichttechnische Ein-
richtungen, das ist überfällig. Da haben wir einen
Tatbestand, der noch den Dynamo verbindlich
vorschreibt. Da gibt es mittlerweile ganz andere
Systeme und Möglichkeiten, die man hier neh-
men könnte. Das ist auch möglich, wird auch im
BMVBS bereits diskutiert. Insofern sind wir da
ganz zuversichtlich, dass das bald kommen wird.

Ihre zweite Frage, Helmpflicht. Helmpflicht ist ein
Thema, das wir auch sehr kontrovers diskutie-
ren. Wir wollen auf jeden Fall, dass Rad- und
Pedelecs-Fahrer Helme tragen, gar keine Frage.
Der Helm schützt enorm. Die Helmpflicht selber
hat haftungsrechtliche Probleme. Das heißt,
gerade dann, wenn Sie an die Kinder denken –
und Sie hatten ja auch speziell nach den Kindern
gefragt –, dann ist es so, dass man sich fragen
muss, was passiert, wenn ein Kind aus der
Schule zurückkehrt, den Helm nicht auf hat, aber

einen Unfall verursacht oder – ähnlich – in einen
Unfall verwickelt ist: Wie steht es um den Ver-
sicherungsschutz? Das sind Fragen, denen man
sich stellen muss. Und man muss auch sagen:
Wie steht es dann um die Sanktionierung? Es
nützt ja nichts, eine Helmpflicht einzuführen und
dann zu sagen, wir sanktionieren gar nicht, wie
man das in Österreich macht. Da gibt es eine
Helmpflicht bis 12 Jahre, aber eben ohne Sank-
tionen. Die Frage ist: Welche Bedeutung hat das
dann in Wirklichkeit? Wir würden auch dann für
Helmpflicht eher plädieren, wenn es altersun-
abhängig wäre, denn wir wissen, dass 10 Pro-
zent der Radfahrer Menschen im Alter von 65
Jahren und älter sind, aber sie stellen 50 Prozent
der Radfahrer unter den Verkehrstoten. Das
bedeutet natürlich die hohe Verletzlichkeit und
Verletzbarkeit von älteren Menschen. Und ge-
rade ältere Menschen tragen Helme im Schnitt
eigentlich gar nicht oder ganz selten. Also wenn
Helmpflicht, dann für alle, und nicht nur für Kin-
der. Zum Zweiten muss man sich die versiche-
rungsrechtlichen Gegebenheiten insgesamt
genauer anschauen. Da gibt es ernst zu neh-
mende Experten, die sagen: Wir müssen alles
dafür tun, dass Helme genutzt werden, aber die
Helmpflicht selber ist möglicherweise zu viel.

Vorsitzender: Als nächster der Kollege Staffeldt!

Abg. Torsten Staffeldt (FDP): Erst mal ist es ja
schön, zu sehen, dass wir hier sowohl von Seiten
der Experten, wie auch von Seiten der interes-
sierten Parlamentarier eine hohe Übereinstim-
mung feststellen können, dass der NRVP sehr
positiv gesehen wird. Ich glaube, dass kann man
so feststellen. Und wenn ich es richtig im Ge-
dächtnis habe, waren ja auch alle Verbände,
oder zumindest fast alle Verbände, die jetzt
heute hier sitzen, auch an der Erstellung des
NRVP beteiligt. Insofern ist es vielleicht auch
nicht unbedingt so verwunderlich. Die darüber
hinausgehenden – auch in ihren schriftlichen
Stellungnahmen im Vorfeld festgestellten – Ver-
besserungsmöglichkeiten kann man eigentlich
auf drei wesentliche Punkte fokussieren, näm-
lich: erstens mehr Geld, zweitens mehr politi-
sches Gewicht und drittens mehr institutionali-
sierte Unterstützung. Wenn man das mal so
zusammenfassen möchte und so im Groben
hineinpackt. Also das sei mir einfach nur als
Vorbemerkung erlaubt. Dass diese drei Forde-
rungen, die sich nun aus dem NRVP ableiten,
sicherlich sinnvoll sind, will ich an der einen oder
andern Stelle sicherlich nicht bestreiten. Aber auf
der anderen Seite stellt sich für mich dabei die
Frage der Konkretisierung. Also nämlich: Wie
konkret kommen wir denn mit diesen drei For-
derungen weiter, im Hinblick auf das Ziel, das wir
gemeinsam haben, nämlich mehr Menschen auf
das Fahrrad zu bekommen? Mit mehr Geld – das
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ist klar – kann man mehr Radwege bauen. Mehr
politisches Gewicht – ist mir tendenziell erst mal
nicht so klar – wenn wir andere Politikbereiche
betrachten, wo wir auch sogar in ihrem bun-
despolitischen Kontext Koordinatoren haben. Es
ist keineswegs automatisch so, dass sie dann
dementsprechend auch die notwendige Durch-
setzungskraft haben, um Ihre Koordinierungs-
aufgaben in der Form durchzusetzen, wie wir uns
das an der einen oder anderen Stelle vorstellen.
Und wenn wir über die institutionalisierte Unter-
stützung nachdenken, dann kann das natürlich
im schlimmsten Falle zu einer Abgehobenheit
von Institutionen, von wem auch immer, führen.
Oder von NGOs, die dann vom Bund oder vom
Land oder von wem auch immer finanziert wer-
den, die dann aber auch nicht mehr unbedingt
originär der Zielsetzung dienen, die wir eigentlich
haben. Insofern möchte ich mich jetzt in meiner
ersten Frage, die ich an die Herren Bracher und
Stork stelle, an einer konkrete Umsetzung orien-
tieren, die auch im NRVP drinsteht, nämlich die
Erschließung der ländlichen Räume.

Wir können ja feststellen, dass im städtischen
Bereich in vielen Fällen – insbesondere auch in
meiner Heimatstadt Bremen – schon eine recht
gute Infrastruktur vorhanden ist; im ländlichen
Bereich in der Form noch nicht unbedingt. Auch
im ländlichen Bereich kann ich mir vorstellen,
dass bei den für den Radverkehr üblichen und
häufig genutzten Strecken bis 5 Kilometer – oder
10 oder 15 Kilometer, wenn man ein bisschen
sportlicher ist – auch die notwendige Infrastruktur
vorhanden sein muss, was hinsichtlich der Ab-
stände, die meinetwegen zwischen dem einen
Dorf in Franken und dem nächsten Dorf in
Franken bestehen, dann auch noch zutreffen
mag, aber dort eben nicht unbedingt die Infra-
struktur vorhanden ist. Ich könnte mir vorstellen,
dass wir dort, nicht nur parallel zu den Bundes-
straßen – das ist ja ein Thema, dass wir im
NRVP haben und wo eben auch gesagt wird, da
hat der Bund die Möglichkeit, parallel zu den
Bundesstraßen Radwege zu bauen – darüber
hinaus gehen und vielleicht auch versuchen,
einen – ich mag das Wort eigentlich nicht be-
sonders – Paradigmenwechsel zu schaffen,
indem wir eben nicht nur an Bundesstraßen
Radwege bauen, sondern auch Bundesradwege
aufbauen, die eine vernetzende Funktion gerade
auch im ländlichen Raum haben können, die die
einzelnen Dörfer, Ballungszentren miteinander
verbinden und nicht, um auch den Bundesein-
fluss dort zu rechtfertigen, auch automatisch an
einer Bundesstraße geführt sein müssen. Also
da würde mich interessieren, wie Sie zu diesem
generellen Gedanken stehen – zu den, wie ich es
mal umgangssprachlich nennen würde, Bundes-
radwegen; und zum andern, wie Sie sich vor-
stellen, mit mehr Geld auch die Akzeptanz im

ländlichen Raum zu verstärken, sodass mehr
Menschen eben gerade bei den Kurzstrecken-
verkehren – 5 bis 15 Kilometer ist für mich
Kurzstrecke – dort auch im ländlichen Raum
eher das Fahrrad nutzen als das Auto. Wobei
man sich darüber im klaren sein muss, im länd-
lichen Raum, wo die Frequenz der Verkehrs-
teilnehmer nicht so hoch ist, wie im städtischen
Bereich, hat das Fahrrad da nicht unbedingt den
Vorteil, den es im städtischen Bereich hat, näm-
lich dass man damit tendenziell sogar noch
schneller ist als mit dem Auto. Diese ganze
Abwägung würde mich mal interessieren, wie Sie
dazu stehen, gerade für die ländlichen Räume.

Vorsitzender: Herr Bracher, Sie haben das
Wort!

Tilman Bracher (Difu): Ich denke, man muss,
vor allem im ländlichen Raum die beiden Nut-
zungszwecke des Fahrrads – Freizeitverkehr
und Alltagsverkehr – richtig unterscheiden. Für
den Freizeitverkehr über längere Distanzen
haben wir andere spezifische Anforderungen wie
für den Nahverkehr zur Schule, zum Arbeiten,
oder zum Einkaufen. Das ist Alltagsverkehr, der
ist normalerweise der Nahverkehr über diese
kürzeren Distanzen. Zum Thema „Bundesrad-
verkehrsnetz“ muss man sich vergegenwärtigen,
dass wir in Deutschland etwa 500.000 Kilometer
Straßen haben, aber nur 39.000 Kilometer
Bundesstraßen. Das heißt, das Thema „Bun-
desstraßen“ ist nur ein relativ kleiner Teil der
Verbindungen, die von den Radfahrern nachge-
fragt werden. Das sind häufig nicht die Verbin-
dungen zu den Schulen in der Nachbargemeinde
oder zum Einkaufen im Einkaufszentrum, das
leider auf die grüne Wiese gezogen ist und das
irgendwo vor der Stadt oder vor dem Dorf liegt
oder im Nachbarort, weil eben in den kleineren
Orten oft gar keine eigene Versorgung mehr ist.
Deswegen haben wir da eigentlich eine viel
feinere Problemstellung als man sie durch ein
Bundesradwegenetz oder so etwas abdecken
könnte. Ich denke, für den Tourismus ist so ein
Bundeskonzept mit einem Bundesnetz eine ganz
sinnvolle und wichtige Geschichte. Dort gibt es
dieses D-Netz, das aber im Prinzip in der Lan-
deszuständigkeit ist, oder in der Gemeindezu-
ständigkeit. Dort kann der Bund durchaus, denke
ich, eine neue Rolle finden, und er sollte es auch.

Aber für die lokalen Verkehre sind die Land-
kreise, die Gemeinden, die Bundesländer zu-
ständig und müssen dort ihre spezifischen
Nahbereichsnetze entwickeln und schaffen. Das
hängt davon ab, wo die Schulen sind, wo die
Arbeitsstätten mit größerem Einzugsbereich
sind. Insoweit, denke ich, muss man da zwei
Themen bei der Frage unterscheiden, die Sie
gestellt haben. Im Nahbereich geht es eben nicht
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nur darum, Radwege zu bauen. Wenn wir uns
vorstellen, dass wir diese 500.000 Kilometer
Straßen mit Radwegen ausstatten müssten,
dann müssten Sie ein Programm auflegen, das,
glaube ich, angesichts der Lage, die wir finanziell
in der Bundesrepublik haben, völlig illusorisch
wäre. Das läge noch weit über den Größenord-
nungen, die in meiner Stellungnahme auftau-
chen. Das heißt, wir müssen schauen, wie wir
den Radverkehr auf den normalen kleineren
Straßen, auf Gemeindeverbindungsstraßen
vernünftig unterbringen, wo wir Straßen abseits
finden, durch die Landwirtschaft, durch die
Wälder. Aber das bedeutet natürlich auch immer
nur eine bestimmte Möglichkeit, denn irgend-
wann ist mal Winter und dann kann man nicht
mehr durch den Wald fahren. Oder es regnet,
dann muss man auch an der Straße bleiben.
Also von daher: Sie müssen schauen, dass man
auch auf den normalen Straßen vernünftig fah-
ren kann. Das heißt, dass auch dort das Ge-
schwindigkeitsregime angeschaut werden muss.
Da ist Tempo 100 deutlich zu viel. Das heißt,
dass man die ganzen Experimente mit Radfahr-
streifen, Schutzstreifen, die gerade begonnen
haben, intensiv anschauen muss und dort auch
die Möglichkeiten durch solche einfachen und
nicht so teuren Mittel schaffen muss. Außerdem
kann man durch die Verknüpfung von Fahrrad
und Bahn noch eine Menge hinbekommen. Oder
durch Fahrradmitnahme im Bus, dort, wo die
Distanzen und die Wege passend sind. Also es
gibt ein ganzes Instrumentarium, das aber nur
dann in die Hand genommen werden kann, wenn
auch die kleineren Gemeinden, die finanziell zum
Teil viel schwieriger dran sind als die Großen, die
finanziellen Möglichkeiten haben.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Bracher! Herr
Stork!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Vielen Dank, Herr
Staffeldt, für die Frage. Ich will nochmal darauf
hinweisen, dass Fahrradtourismus im ländlichen
Raum alles andere als „Peanuts“ bedeutet,
sondern das ist ausgesprochen wichtig. Der
Deutsche Bundestag hat gerade am vergange-
nen Donnerstag mit den Stimmen der Regie-
rungsfraktionen ein neues Konzept verabschie-
det und betont darin nochmal sehr deutlich, wie
wichtig Fahrradtourismus für den ländlichen
Raum ist. Staatssekretär Burgbacher vom
Bundeswirtschaftsministerium sagt, er schätzt,
dass 10 Prozent des innerdeutschen Tourismus
auf den Fahrradtourismus entfallen. Der inner-
deutsche Tourismus ist ein ausgesprochen
wichtiger Wirtschaftsfaktor. Wir glauben auch,
dass mit dem, was an Netz und Strecken für den
Tourismus vorgehalten werden kann, an der
einen oder anderen Stelle der lokale Verkehr
gestärkt werden kann. Aber der Verkehr auf dem

Land findet nicht komplett am Donauradweg
oder am Elberadweg oder an sonstigen Stellen
statt. Deswegen würde ich Herrn Bracher zu-
stimmen: Für den normalen Innerortsverkehr
bringt uns das nicht so sehr viel. Ich stimme auch
Herrn Bracher bei der Frage zu: Kann man jetzt
komplett neue Netze bauen? Das ist ausge-
sprochen schwierig. Ich würde aber einen an-
deren Akzent bei der Frage setzen: Kann man
den Bund bei so etwas wie Bundesradwegen in
die Verantwortung nehmen, wenn es um Ein-
zellösungen an speziellen Stellen geht? Nämlich
wenn ich zeigen kann, es gibt – meinetwegen
auch in Bundeslandgrenzen oder an der Peri-
pherie von großen Ballungsräumen – Situatio-
nen, wo ich wirklich beim morgendlichen und
abendlichen Pendlerverkehr zum Teil eine
Chance habe, ihn auf das Rad zu verlagern.
Berlin - Oranienburg wäre für mich persönlich ein
schöner Radschnellweg, auf dem man – gerne
auch mit dem Pedelec – morgens die 20 Kilo-
meter gut zurücklegen kann. Das würde aus
meiner Sicht nicht nur die S-Bahn entlasten,
sondern auch den motorisierten Individualver-
kehr deutlich zurückgehen lassen. Das wäre eine
wirklich attraktive Alternative. Wir sagen deutlich:
Der Bund sollte da Modelle finanzieren. Es gibt ja
ein wirklich faszinierendes Projekt am Nordrand
des Ruhrgebietes, parallel zur A 40 eine echte
Radautobahn zu bauen. Das sind Modelle, bei
denen der Bund Erfahrungen sammeln sollte.
Und natürlich würden wir es ausgesprochen
begrüßen, wenn es im nächsten Schritt möglich
würde, dann solche exzeptionellen Dinge auch
tatsächlich in die Bauträgerschaft des Bundes zu
nehmen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Stork! Als
nächster Kollege Behrens!

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Vielen
Dank! Vielen Dank auch an Sie als Experten,
dass Sie uns hier nochmals ein paar Anregungen
geben, die Sie in Ihren schriftlichen Ausführun-
gen schon vorgetragen haben. Ich denke, da
sind eine ganze Reihe von Forderungen drin, die
der Radverkehrsplan noch nicht erfüllt, nämlich
die Umsetzung dieses Papiers in konkrete Poli-
tik. Meine beiden Fragen gehen an Tilmann
Heuser. Gerade dieser Punkt ist in der Beratung,
die wir sonst über den Radverkehrsplan hatten,
immer wieder angesprochen worden: als
Grundlage hervorragend, aber es fehlen doch
noch die konkreten Ziele und Maßnahmen, um
auch wirklich handlungsfähig zu werden, um
dem Ansinnen des Radverkehrsplan dann auch
zu genügen. Wie sieht es aus Ihrer Sicht aus?
Sie haben nun viele Gespräche gehabt und
Diskussionen: Welche Blockaden müssen jetzt
eigentlich noch überwunden werden, um zur
Konkretisierung und zu konkreten Zielen und
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Maßnahmen zu kommen? Und eine zweite
Frage an Sie, was auch eine konkrete politische
Folge dann haben würde: Wie kann der Natio-
nale Radverkehrsplan mitgedacht und mitge-
plant werden, wenn wir über den Bundesver-
kehrswegeplan 2015 reden?

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Behrens!
Herr Heuser!

Tilmann Heuser (BUND e. V.): Vielen herzli-
chen Dank! Zunächst einmal, man soll ja auch
loben: Man muss sagen, die Mitarbeiter im Re-
ferat UI 31, aber auch die sie Begleitenden, und
auch Herr Mücke war ja teilweise dran beteiligt,
haben hier sehr engagiert den Nationalen Rad-
verkehrsplan gemeinsam mit uns erarbeitet,
auch mit den Gutachtern. Das war wirklich auch
eine tolle, vorbildliche Zusammenarbeit. Das
sieht man auch an der Qualität des Nationalen
Radverkehrsplans, gerade in der Analyse und
auch in der Definition der Handlungsfelder. Jetzt
kommen wir zu den Punkten, die Herr Staffeldt
angesprochen hat. Deshalb kommen auch ei-
gentlich die gleichen Forderungen, Sie haben es
genau auf den Punkt gebracht: zum einen die
Finanzierungslinie, dann der politische Wille und
letztendlich auch die Frage der Institutionalisie-
rung. Und genau hier krankt das Ganze. Denn
man muss natürlich sagen, jetzt vom Fahrrad-
verkehr her, auch von den Menschen innerhalb
des Verkehrsministeriums, die für den Radver-
kehr stehen, da war der Wille da, noch viel kon-
kreter zu werden, auch was diese Umsetzungs-
planung betrifft. Wir wissen eben auch, wie
schwer es ist, zunächst innerhalb des Ressorts,
aber auch mit anderen Ressorts, die Punkte
tatsächlich abzustimmen. Und hier kommen wir
auf den zentralen Punkt. Wir brauchen den
zentralen politischen Willen, auch der Spitzen
der Häuser, um Fahrradverkehr zum Erfolg zu
machen. Sie sehen es wunderbar bei den
Kommunen. Die Kommunen, wo die Bürger-
meister und die Stadtspitze sich das auf die
Fahne schreiben, die sind in der Radverkehrs-
förderung sehr erfolgreich. Bei Kommunen, die
dem eher skeptisch gegenüberstehen, haben wir
auch keinen Fortschritt. Deshalb brauchen wir
hier auch die klare Ansage, auch des Bundes-
verkehrsministers, aber auch anderer, zu sagen:
jawohl, Radverkehr ist für uns ein zentrales
Aktionsfeld. Und wenn man andere verkehrspo-
litische Themen betrachtet: Radverkehr ist ja
auch eine Erfolgsgeschichte. Wenn Sie sehen,
was hier in den letzten Jahren passiert ist, ist
das, glaube ich, die größte Erfolgsgeschichte in
der ganzen Verkehrspolitik, die wir derzeit ha-
ben, von der Entwicklung her. Und deshalb
brauchen wir eigentlich auch die Selbstbindung
der Leitungsebenen, und zwar nicht nur des
Bundesverkehrsministeriums, sondern auch der

anderen beteiligten Ministerien. Denn Sie sehen
es am Nationalen Radverkehrsplan, da haben
Sie z. B. als Akteure Gesundheit, es wird
nochmal betont, wie wichtig das Radfahren für
die Gesundheitspolitik wäre. Das wissen wir
auch alle. Wer Rad fährt, ist gesünder, es sei
denn er hat einen Unfall. Aber da könnte man viel
machen. Keine Aussage dazu, weil das Ressort
offenbar nicht bereit war, sich hier jetzt auch
einmal klar festzulegen. Ähnliches haben wir im
Umweltministerium. Das hat einmal ein Projekt in
dem Bereich gefördert. Aber auch hier bestehen
eigentlich viele Ideen, was man auch aus dem
Umweltbereich machen könnte. Und Herr Stork
hat gerade das Wirtschaftsministerium ange-
sprochen, das zwar feststellt, Fahrradtourismus
sei wichtig, auch für den Tourismus gerade hier
in Deutschland, wenn es aber darum geht, jetzt
konkrete Förderungen zu machen – also D-Netz-
Route und alle anderen –, hält es sich doch auch
wieder vornehm zurück. Und deshalb kommen
wir zu diesem zentralen Punkt, dass wir jetzt
auch einmal klar sagen müssen: welchen von
diesen vielen Anregungen, die dieser Nationale
Radverkehrsplan hat, gehen wir an und wer
übernimmt dies? Es ist eben nicht alleine dann
das Radverkehrsreferat innerhalb des Bundes-
verkehrsministeriums, sondern in der Verant-
wortung sind genauso auch die anderen Res-
sorts. Und die müssen auch einmal klar sagen: In
den nächsten drei Jahren z. B. machen wir im
Bereich Fahrradtourismus dies und das! Ge-
sundheit könnte genauso sagen, auch wir legen
hier ein entsprechendes Aktionsprogramm auf.
Und das Verkehrsministerium hat sozusagen die
Aufgabe, dies Ganze tatsächlich auch zu bün-
deln. So würde ich mir das wünschen! Und
deshalb setze ich hier auch auf den Bundestag,
dass auch der Bundestag ja durchaus mal sagen
kann „Liebe Ministerien – nicht nur BMVBS –,
was konkret wollt ihr in den nächsten Jahren zur
Förderung des Radverkehrs machen?“ und er
das Ganze auch mit Berichtspflichten verbindet,
denn so etwas regt dann doch teilweise auch die
Aktionsfähigkeit jetzt nicht unmittelbar von dem
Thema betroffener Ressorts mit an.

Und der andere Punkt: Wir diskutieren jetzt ja
über den neuen Bundesverkehrswegeplan auf
der einen Seite - über die Radinfrastruktur hatten
wir ansatzweise schon diskutiert. Und hier
kommt es auch darauf an, dass, wenn wir jetzt
den Bundesverkehrswegeplan so angehen – wie
er derzeit auch angedacht wird, das heißt, viel
stärker auf den Zustand des heutigen Netzes
ausgerichtet, auf Substanzerhaltung – dann
müssen wir jetzt zwingend den Radverkehr
mitdenken. Denn natürlich geht es jetzt darum,
dass, wenn wir einen Netzzustandsbericht
Bundesfernstraßen machen, auch die Radwege
erfasst werden müssen. Wenn hier Sanie-
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rungsmaßnahmen angegangen werden, muss
der Radverkehr gleich mitgedacht werden, damit
wir hier die Infrastruktur schaffen, also nicht,
dass wir plötzlich zwei Parallelsysteme haben.
Hier müssen wir einfach schauen, wie wir das
tatsächlich dann in die weitere Diskussion integ-
rieren können. Eine andere Maßnahme, auch im
Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung:
Wenn wir an Ortsdurchfahrten denken, da ist der
Bund häufig auch Baulastträger der Ortsdurch-
fahrten in kleineren Orten; auch hier muss dann
tatsächlich bei Umbaumaßnahmen, Sanierungs-
maßnahmen eben mitgedacht werden, was der
Bund hier machen kann. Da haben wir auch das
Problem, dass die Kommunen teilweise nicht das
Geld haben, um das tatsächlich mitzumachen.
Soweit erst einmal.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Kühn. Und vielleicht zur Erläuterung:
Wenn ein Abgeordneter nur einen Experten
fragt, darf der eine Experte ein bisschen länger
reden, als wenn er zwei Experten befragt, wie ich
am Anfang gesagt habe.

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender! Ich habe
eine Frage, die geht an Herrn Stork und Herrn
von Rauch. Wir haben ja mit dem Nationalen
Radverkehrsplan einen sehr guten Sachstands-
bericht bekommen, der alle Potenziale der
Radverkehrsförderung aufzeigt und der be-
schreibt, was alles möglich wäre. Was aber fehlt,
ist die klare Formulierung von Mittel- und Lang-
fristzielen. Frage deshalb an Sie: Wie müssten
oder könnten diese Ziele nach Ihrer Sicht aus-
sehen und vor allen Dingen, welche Rolle soll der
Bund übernehmen? Denn man hat den Eindruck,
dass der Bund sich nur als Ideengeber und
Moderator der Radverkehrsförderung versteht.
Das halte ich für ungenügend. Welche Rolle
muss der Bund von seinen Zuständigkeiten her
im Bereich der nationalen Radverkehrsförderung
tatsächlich auch wahrnehmen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Stork!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Vielen Dank, Herr
Kühn! Die besondere Rolle des Bundes als
Moderator halten wir für sehr wichtig, aber es gibt
darüber hinaus noch eine andere, ich will das
mal auf neudeutsch „Backoffice“ nennen. Wenn
wir wirklich weiterkommen wollen, brauchen wir
quantifizierbare Ziele. Und wir brauchen sie auch
ab und an, sagen wir einmal, neben der eher
populären Debatte, auch in der fachlichen De-
batte. Und da spielt der Bund eine wichtige Rolle.
Wir reden sehr viel über den Anteil des Fahrra-
des an den Wegen. Wir reden sehr wenig da-
rüber, dass die Wege immer länger werden und
dass das fürs Fahrrad nicht gut ist, sondern dass

wir bei der Länge der Wege insgesamt eine
Trendumkehr brauchen. Wir reden sehr viel über
die Anteile des Fahrrades bei den Wegen, wir
reden nicht so sehr viel über die Anteile des
Fahrrades insgesamt an den Personenkilome-
tern, also das, was die Wissenschaft Verkehrs-
leistung nennt. Auch da wäre es ausgesprochen
wichtig, dass der Bund in seiner Förderung von
Forschung und Wissenschaft, in seiner
Moderatorenrolle und auch in seiner Rolle als
Geldgeber Dinge tut, die uns da wirklich weiter-
bringen, also die das Fahrrad gerade auf län-
geren Strecken nutzbar machen, die dazu füh-
ren, dass die Zersiedlung deutlich zurückgeht,
die dazu führen, dass wir in einiger Zeit Sied-
lungsformen haben werden, in denen das
Fahrrad deutlich attraktiver nutzbar ist als im
Moment. Deswegen, Sie merken, ich will nicht
„herumeiern“, aber das sind einfach Quer-
schnittsaufgaben, die an ganz vielen verschie-
denen Stellen zu bewältigen sind. Und da kann
nur der Bund diese Querschnittsaufgaben ver-
binden und diese Querschnitte alle herstellen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr von Rauch!

Wasilis von Rauch (VCD e. V.): Vielen Dank für
die Frage! Die Rolle des Bundes ist ja ein biss-
chen auch der Schwerpunkt der Stellungnahme
des VCD. Um es ganz kurz zusammenzufassen,
will ich sagen: In Anbetracht der drängenden
Probleme oder Herausforderungen im Ver-
kehrssektor müsste der Bund insgesamt deutlich
entschiedener vorgehen. Im Moment geht es an
vielen Stellen ein bisschen nach dem Motto
„Wasch mich, aber mach mich nicht nass!“. Das
ist mein Eindruck. Ich möchte es vielleicht an
zwei, drei Beispielen nochmal benennen. Wenn
es z. B. um die Haushaltsausstattung geht, dann
ist es aus Sicht des VCD nicht nachvollziehbar,
wieso auf der einen Seite Kommunen nahege-
legt wird, den Haushalt für Radverkehr deutlich
zu erhöhen und gleichzeitig selber der Haushalt
gekürzt wird, in einem Zustand, in dem gerade
einmal knapp 40 Prozent der Bundesstraßen
begleitende Radwege haben und diese auch
nicht unbedingt in einem guten Zustand sind.
Weiterhin würde aus unserer Sicht die Frage der
Infrastruktur beim Bund auch nicht unbedingt an
dieser Stelle aufhören, sondern, Herr Stork hat
es schon angesprochen, Entwicklungen wie
Radschnellwege sind durchaus eine sehr viel-
versprechende Möglichkeit, um schwerbelastete
Pendlerrelationen zu entlasten. Und da wäre es
aus unserer Sicht z. B. sinnvoll, wenn der Bund
eine bundesweite Bedarfsanalyse machen
würde, um dann zu schauen, an welchen Stellen
so etwas sinnvoll ist und das dann auch in der
Umsetzung zu begleiten. Andere Bereiche be-
treffen z. B. die Forschung. Ein Konflikt, der im
Radverkehrsplan kaum auftaucht, ist die Frage
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der Verkehrsflächenverteilung. Hier könnte der
Bund beispielhafte Untersuchungen machen,
wie man z. B. Radabstellanlagen in Wohnge-
bieten oder an Bahnhöfen besser umsetzen
kann, um dadurch den Radverkehr zu fördern.
Und vielleicht schließe ich es an der Stelle hin-
sichtlich der Rolle des Bundes ab.

Sie hatten ja auch nach den Potenzialen gefragt.
Ich denke, da stehen wir im Moment vielleicht
zwischen 11 und 14 Prozent bei den Wegen. 15
Prozent ist so ein bisschen das, was da im Na-
tionalen Radverkehrsplan als Ziel bis 2020 drin
steht. Ich denke, man kann deutlich mehr errei-
chen. Dafür ist es notwendig, an ganz vielen
verschiedenen Stellen anzusetzen, denn Mobil-
itätsverhalten ist einfach eine Routine, die erst
sehr, sehr langsam verändert wird. Deswegen
muss man da langfristig und umfassend anset-
zen. Und aus unserer Sicht ist es eben ganz
wichtig, an verschiedenen Wegezwecken auch
anzusetzen. Also beispielsweise: Warum werden
Kinder so häufig mit dem Auto zur Schule ge-
fahren, wo muss man da ansetzen, um das zu
verändern? Oder warum werden Fahrräder im
Bereich von Pendelwegen so wenig verwendet?
Was sind die Knackpunkte, beispielsweise Ab-
stellanlagen oder Radschnellwege? Oder warum
setzen sich Fahrräder im professionellen Bereich
nicht stärker durch? Wo kann man beispiels-
weise bei Lastenfahrrädern oder Ähnlichem
ansetzen. Also wirklich im Detail zu gucken, in
welchen Bereichen gibt es noch Potenziale und
was kann man da konkret machen, das sind
Aufgaben, denke ich, wo der Bund tätig werden
könnte. Und andersherum auch bei den Bevöl-
kerungsgruppen. Es wurde am Anfang schon
bemerkt, hier sitzen sieben Herren. Man könnte
z. B. auch untersuchen, warum bestimmte Be-
völkerungsgruppen in der Radverkehrspolitik
nicht repräsentiert sind oder zu wenig repräsen-
tiert sind und welche Bevölkerungsgruppen das
Fahrrad z. B. weniger nutzen, ich sage einmal,
die sogenannten migrantischen Communities
z. B.. Das sind alles Bereiche, wo man wirklich
nachhaltig den Fahrradverkehr nach vorne
bringen muss. Und ich denke, das ist auch ein
gesellschaftlicher Trend, den man da unterstützt,
wo man auch den Willen der Bevölkerung ernst
nimmt. Dann könnte man an diesen Stellen
ansetzen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Gero Stor-
johann!

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Danke,
Herr Vorsitzender! Mir fällt immer auf, es wird
sofort akzeptiert, dass die Kommunen kein Geld
haben und dass sie es ganz schwer haben. Ich
sage einmal andersherum: Natürlich, die müssen
viel nachholen und die müssen gerade viel Geld

in die Hand nehmen, um auch einmal in die
Puschen zu kommen, aber diese Feststellung
kommt selten. Ich habe eine Frage an Herrn
Neuberger, dass Sie einmal für das Fahrrad die
Trends in der Welt darstellen. Wie ist das in der
Welt und wie stehen wir in Deutschland da? Sind
wir vorne, sind wir hinten, sind wir in der Mitte
und auf was müssen wir uns eigentlich vorbe-
reiten? Was wird in den nächsten zehn Jahren
hier den Markt beherrschen und welche Nutzer-
gruppen werden hier verstärkt neu in den Markt
reinkommen oder werden vielleicht andere Ge-
rätschaften nutzen? Und die zweite Frage ist:
Herr Kellner hatte die Lichttechnik angesprochen
und dass es im Ministerium da ja schon eine
Arbeitsgruppe gibt, die Vorschläge macht, was
Herr Kellner ja ausdrücklich begrüßt. Wie ist die
Position des ZIV? Es geht hier um Regelbeach-
tung. In Berlin fahren die Fahrradfahrer im
Dunkeln angeblich fast alle mit Licht, aber eben
nicht alle. Und was verspricht man sich jetzt von
einer Veränderung bei der Lichttechnik? Ich bitte
Sie, dass Sie dazu mal Stellung nehmen!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Neuberger!

Siegfried Neuberger (ZIV e. V.): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender, vielen Dank, Herr Storjohann!
Zunächst einmal zu Ihrer ersten Frage, Markt-
entwicklung in Deutschland oder in Europa. Wir
beobachten im Fahrradbereich in den letzten
Jahren in Deutschland eigentlich eine Entwick-
lung hin zu hochwertigeren Produkten. Die
Stückzahlen in Deutschland sind in den letzten
Jahren eigentlich mehr oder weniger konstant
geblieben, aber die Produktbereiche haben sich
verschoben. Gerade in Deutschland haben wir in
den letzten Jahren eine sehr starke Zunahme der
Absätze von Elektrofahrrädern feststellen kön-
nen. Das wurde eben auch schon mehrfach
angesprochen. Das Thema Pedelecs, Elektro-
fahrräder, ist etwas, was uns in den nächsten
Jahren verstärkt beschäftigen wird. Wir als
Verband sehen dort ein Marktpotenzial von 10,
15, 20 Prozent des Gesamtfahrradmarktes.
Wenn man berücksichtigt, dass der Gesamt-
fahrradmarkt ungefähr 4 Mio. Stück in Deutsch-
land sind, kann man davon ausgehen, dass wir
pro Jahr dann in etwa 600.000 Elektrofahrräder
in den nächsten Jahren neu im Straßenverkehr
finden werden. Das sehen wir natürlich als sehr,
sehr positiven Trend an; auch den Trend dahin,
dass wir feststellen, dass hochwertigere Pro-
dukte gekauft werden, die dann auch üblicher-
weise mehr genutzt werden. Für uns als Vorbild
innerhalb Europas gilt immer Holland, also die
Niederlande, die diese Entwicklungen oftmals
ein Stück vor uns schon durchmachen. Auch das
Thema Elektrofahrrad ist in Holland schon sehr
viel weiter als bei uns, wenn man es auf den
Pro-Kopf-Nutzen umrechnet. Insgesamt denken
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wir, dass das Fahrrad sehr, sehr gute Chancen
hat, in der Zukunft auch in der Nahmobilität eine
immer wichtigere Bedeutung haben zu können.

Wichtig ist natürlich in dem Zusammenhang –
man kann das auch wiederum nur an dem Bei-
spiel Holland festmachen –, dass die Infrastruk-
tur in Deutschland weiter ausgebaut werden
muss. Aus unserer Sicht ist die Infrastruktur eine
der wichtigsten Punkte, um die Fahrradnutzung
weiter zu steigern. Das Beispiel Pedelecs habe
ich schon genannt. Wir stellen fest, dass gerade
in den Großstädten weniger Pedelecs verkauft
oder genutzt werden als in ländlichen Gebieten,
was sehr stark mit den Abstellmöglichkeiten
zusammenhängt, das heißt also, ein so hoch-
wertiges Produkt mit Akku, mit Elektroantrieb
möchte man nicht irgendwo auf der Straße ab-
stellen, sondern man benötigt dafür eben sichere
Abstellmöglichkeiten und auch eine sichere
Infrastruktur, um das Produkt, das Fahrrad nut-
zen zu können. Wir glauben, dass wir da in
Deutschland zwar schon sehr, sehr weit sind,
auch im Vergleich mit anderen europäischen
Ländern, aber dass es hier eben noch Hand-
lungsbedarf gibt. Das haben wir auch im Rah-
men unserer Stellungnahme deutlich gemacht.
Aber grundsätzlich begrüßen wir natürlich außer-
ordentlich den NRVP 2020 und wir haben uns
gefreut, dass wir da so intensiv mitarbeiten
konnten, mit vielen anderen Verbänden. Das
vielleicht soweit zu dem Thema Marktentwick-
lung.

Das Thema Fahrradbeleuchtung ist ein Thema,
was uns auch seit einigen Jahren sehr stark
beschäftigt, wo es auch unterschiedliche Auf-
fassungen zu gibt. Unsere Position zum Thema
Fahrradbeleuchtung ist eigentlich die, dass wir
sehr stark dafür eintreten, dass möglichst viele
Fahrräder, wenn sie in den Markt kommen, mit
Beleuchtungseinrichtungen ausgestattet sind.
Wir sehen die festangebaute Beleuchtung an
einem Fahrrad im Vergleich zu einer Batterie-
beleuchtung als die sicherere Lösung an. Es ist
unzweifelhaft so, wie auch der Herr Kellner
schon sagte, es gibt neue Technologien, es gibt
Batteriebeleuchtungen, die erheblich längere
Brenndauern haben etc., aber am Ende hat eine
Batteriebeleuchtung immer den Nachteil, dass
der Akku leer sein kann bzw. ich sie vergessen
habe oder sie mir gestohlen wird, weil sie einfach
nicht fest angebaut ist. Und bei der fest ange-
bauten Beleuchtung mit Dynamoversorgung ist
es so, dass ich die Energiequelle immer dabei
habe. Ich brauche nicht aufzuladen, ich brauche
keine Batterien zu wechseln, was auch aus
Umweltschutzgesichtspunkten interessant ist.
Und man muss sagen, in den letzten Jahren – ich
würde sagen, in den letzten fünf Jahren – hat
sich die Technologie gerade auch da erheblich

weiterentwickelt. Wir sprechen heute von hoch-
effektiven Nabendynamos mit sehr hoher Effi-
zienz, die ich im Prinzip gar nicht mehr spüre,
weil die Antriebsleistung kaum für den Fahrer
merkbar ist. Und ich spreche von Standlichtbe-
leuchtung, LED-Beleuchtung; sehr, sehr zuver-
lässig. Und unsere Bedenken sind eben, dass
dann, wenn man da eine Änderung vornehmen
würde, eben mehr und mehr Fahrräder zunächst
einmal ohne Beleuchtung oder dann mit Batte-
riebeleuchtung in Verkehr kommen, was zu einer
Reduzierung der Verkehrssicherheit führen
kann. Deshalb treten wir dafür ein, dass man hier
nochmals darüber nachdenkt, inwieweit man
eventuell auch die Dynamobeleuchtung und die
fest angebaute Beleuchtung bei Straßenfahrrä-
dern auch weiterhin vorschreiben möchte. Vielen
Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Hacker!

Hans-Joachim Hacker (SPD): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Ich habe eine Frage an zwei
Experten, und zwar an Herrn Burkhard Stork und
Herrn Tilmann Heuser. Ich spreche einen be-
sonderen Bereich des Fahrradverkehrs an,
nämlich den Fahrradtourismus, konkret an
Bundeswasserstraßen. Der Bund fördert seit
etwa zehn Jahren diese Art der touristischen
Nutzung und hat dazu im Januar 2007 auch
einen Erlass herausgegeben. Kommunen haben
auf dieser Grundlage Konzepte entwickelt, ganz
konkret in Mecklenburg-Vorpommern die Müritz-
Elde-Wasserstraße von Dömitz an der Elbe bis in
den mecklenburgischen Seenbereich. Waren ist
so ein Stichwort. Und es gibt da sehr viele Initia-
tiven, diesen touristischen Bereich auszuge-
stalten. Ich gehe davon aus, Sie kennen diesen
Erlass auch und diese Bemühungen des Bun-
des. Der Bund verweist bei einer Konferenz im
Januar 2012 darauf, dass drei Millionen Euro für
den Radwegebau an Bundeswasserstraßen
eingestellt worden sind. Und Herr Mücke, auf der
Fahrradkommunalkonferenz in Hannover im
September 2012 hat Ihr Kollege Herr Staats-
sekretär Ferlemann, nochmal dazu aufgefordert,
diese Möglichkeiten zu nutzen und den Touris-
mus und Radverkehr zu entwickeln. Also alles
gute Ansätze. Jetzt stellt sich aber heraus, und
das resultiert aus einem Schreiben von Ihnen,
Herr Mücke, vom 23. Februar 2012, an den
Landrat Christiansen vom Landkreis Ludwigs-
lust-Parchim, dass ein neues Verfahren entwi-
ckelt wird, und zwar in Zusammenarbeit mit der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung, um diesen
Mittelabfluss, drei Millionen Euro pro Jahr, zu
ermöglichen. Ich hatte Sie dazu auch befragt und
Sie haben mir freundlicherweise vor Kurzem
geantwortet und sagen jetzt, das würde durch
Vorgaben des Bundesrechnungshofes er-
schwert. Meine Frage an Sie: Wie bewerten Sie
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als Experten ein solches Programm an Bundes-
wasserstraßen, die dort befindlichen Wege zu
ertüchtigen und für den Fahrradverkehr zu er-
schließen? Und sollte sich hier der Bund stärker
engagieren, um sowohl dem Radverkehr, auch
aus gesundheitlichen Aspekten, aber vielmehr
noch dem Tourismus die Entwicklungschancen
in ländlichen Regionen zu eröffnen? Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Stork!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Herr Hacker,
vielen Dank für die Frage! Was da jetzt an
haushaltrechtlichen Dingen dahinterliegt, dazu
erlaube ich mir kein Urteil oder auch keinen
Vorschlag, wie man es besser machen könnte.
Wenn ich es richtig verstehe, geht es da um
Probleme in der Kofinanzierung. Vollkommen
klar ist: Bundeswasserstraßen sind ausgespro-
chen attraktive Ziele für den Tourismus. Und
gerade wenn wir über den ländlichen Raum
reden, der jetzt nicht das Glück hat, dass er an
den ganz großen, ich sage es mal despektierlich
„Fahrradtourismus-Autobahnen“ liegt, gerade
dem könnte durch einen Ausbau der klassischen
Radwege, Seitenwege an den Bundeswasser-
straßen, ausgesprochen geholfen werden. Und
da ist noch sehr viel Potenzial drin. Von daher ist
unsere Position ganz klar: was auch immer es da
an haushaltsrechtlichen Dingen zu überwinden
gibt, es sollte überwunden werden, damit man
das bauen kann und wir die große Menge des
Fahrradtourismus insgesamt stärken können
und es nicht immer nur auf die ganz großen
Flussradwege geht, sondern auf die insgesamt
wirklich attraktiven Angebote, die es da in der
Fläche noch rechts und links daneben gibt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Heuser!

Tilmann Heuser (BUND e. V.): Vielen Dank!
Herr Hacker, zu Ihren Fragen: zweimal ja! Es
geht ja primär um die Frage der Nutzungsmög-
lichkeiten auch der Betriebswege an den Bun-
deswasserstraßen. Hier haben wir mal wieder
das normale Phänomen auch der deutschen
Verwaltung, wir haben unterschiedliche Ausle-
gungen des gleichen Sachverhaltes. Das heißt,
im Bereich der einen Wasser- und Schifffahrts-
direktion geht so etwas wunderbar, auch die
Freigabe dieser Betriebswege, auch das Ma-
nagement dieser Betriebswege, in einer anderen
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung geht es
wieder deutlich schwieriger. Also auch hier muss
man jetzt schauen, dass man das harmonisiert.
Eines der Kernprobleme, welches dabei offenbar
auch besteht, sind die Haftungsregelungen,
wenn etwas passiert, also Verkehrssicherungs-
pflicht als das zentrale Stichwort, welche offen-
bar auch teilweise unterschiedlich ausgelegt
bzw. befürchtet wird. Hier wäre es sinnvoll, eine

zügige Klärung herbeizuführen und dann eben
auch wirklich zu schauen, wie man das Thema
im Bereich Bundeswasserstraßen voranbringen
kann. Auch hier wäre es gegebenenfalls sinnvoll,
auch bei der Bundeswasserstraßenverwaltung
bzw. auch bei der entsprechenden Abteilung des
Bundesverkehrsministeriums einen Radver-
kehrsbeauftragten einzurichten und den dann
auch regelmäßig darüber berichten zu lassen,
was eigentlich in der Umsetzung des eigentlich
schon sehr alten Beschlusses geschieht – es
waren ja einmal 10 Millionen Euro für Radwege
an Bundeswasserstraßen bereitgestellt. Also,
was passiert da?

Abg. Torsten Staffeldt (FDP): Ich richte eine
Frage an Herrn Neuberger und Herrn Kellner.
Und zwar geht es um technische bzw. sicher-
heitstechnische Belange. Der Wunsch des Fahr-
radindustrieverbandes, dauerhaft für Rücken-
wind und gutes Wetter zu sorgen. Wenn Sie das
in eine Innovation umsetzen, denke ich, dann
werden Sie so viele Kunden haben, dass Sie gar
nicht mehr wissen, wohin damit. Aber das ist
natürlich unrealistisch. Ich meine, Rückenwind
haben Sie in gewisser Art und Weise ja mit Pe-
delecs schon dauerhaft implementiert, aber das
gute Wetter eben auch mit dem Fahrrad zu
verbinden, wird sicherlich schwieriger. Meine
Frage richtet sich deswegen auch an die beiden
Herren zum Thema Sicherheit. Wir haben das
eben schon kurz angesprochen und Herr Kellner
hat ja auch schon einige Gesichtspunkte dazu
berichtet. Meine Frage geht dahin, wie wir die
Sicherheit sowohl aktiv wie auch passiv ver-
bessern können. Wenn wir die passiven Syste-
me betrachten: Helmpflicht usw. oder auch Air-
bag für Fahrräder, also alles Sicherheitssysteme,
die im Grunde genommen am Fahrrad ange-
bracht sind. Aber natürlich auch die aktiven
Systeme – das ist jetzt nicht primär Ihr Bereich,
das weiß ich, Herr Neuberger, weil das eigentlich
dann die Ausstattung der motorisierten Fahr-
zeuge, also der Autos, betrifft: Das grundsätzli-
che Problem dabei resultiert ja aus der Diffe-
renzgeschwindigkeit zwischen dem Fahrrad und
dem Kraftfahrzeug. Je höher diese Differenz-
geschwindigkeit ist, desto größer ist auch der
Impact, das heißt, die Impulskraft, die dann auf
den Unfallgegner aufgebracht wird. Und diese
physikalischen Gesetzmäßigkeiten sind nun fast
seit unvordenklichen Zeiten bekannt. Wie geht
die Branche damit um, diese Problematik zu
beheben oder zumindest zu lindern? Ich meine,
es gibt ja – das haben wir eben von Herrn Heuser
auch schon gehört und auch von anderen –
durchaus den Ansatz, zu sagen, der motorisierte
Individualverkehr muss sich entschleunigen,
muss langsamer werden. In letzter Konsequenz
zu Ende gedacht, heißt das, dass alle Autos nicht
mehr fahren, sondern nur noch stehen. Dann
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sind es keine Fahrzeuge mehr, sondern Steh-
zeuge. Aber ich glaube nicht, dass das gewollt
ist. Ich glaube, wir müssen eher davon ausge-
hen, dass wir jetzt über das Thema Infrastruktur,
Separation von Verkehrsteilnehmern mit unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten nachdenken,
das wäre das Thema Radwege oder abgetrennte
Bereiche. Aber da soll meine Frage nicht hin-
gehen. Meine Frage betrifft die Verkehrsteil-
nehmer bzw. die technischen Möglichkeiten, die
wir am Fahrrad haben und die Sie am Kraft-
fahrzeug sehen. Es würde mich interessieren,
welche Innovationen wir da vielleicht auch im
Laufe der nächsten Jahre und Jahrzehnte zu
erwarten haben und dann eben auch noch viel-
leicht ein kleiner Ausblick darauf, inwiefern Sie
sich da eine Förderung, beispielsweise durch
das Wirtschaftsministerium, vorstellen könnten.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Neuberger!

Siegfried Neuberger (ZIV e. V.): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Gut, das Thema Sicherheit
beschäftigt uns natürlich im Fahrradbereich sehr
intensiv. Ich hatte vorhin schon gesagt, dass das
Thema Sicherheit natürlich auch eines der ganz
wichtigen Aspekte ist, warum manche Leute
nicht Fahrrad fahren, weil sie sagen, es ist uns
einfach zu gefährlich, Fahrrad zu fahren. Gerade
auch Kinder und Jugendliche werden oft nicht
gerade von ihren Eltern gedrängt, das Fahrrad
zu nutzen, um z. B. zur Schule zu fahren. Das
heißt, das Thema Sicherheit spielt eine sehr,
sehr große Rolle. Aus unserer Sicht ist es zu-
nächst einmal natürlich eine Frage der Infra-
struktur, also der Rahmenbedingungen, die man
schaffen kann, um ein sicheres Fahrradfahren zu
gewährleisten, durch Radfahrstreifen, durch
Fahrradstraßen, durch ausgeweitete Tem-
po 30-Zonen, wo eine Entschleunigung des
Verkehrs stattfindet. Auch die Trennung des
Fahrradverkehrs vom PKW-Verkehr spielt da
eine sehr große Rolle. Und ich denke, das ist ja
auch einer der Punkte gewesen, wo wir uns dafür
eingesetzt haben, dass es hier schon wichtig
wäre, eben auch Impulse zu setzen, auch von
Seiten des Verkehrsministeriums, dass hier in
der Richtung die Infrastruktur ausgebaut werden
sollte, jetzt nicht nur an Bundesstraßen, sondern
eben auch durch Schaffung von Anreizen, dass
dies dann auch auf Länder- oder Kommunal-
ebene der Fall ist. Das ist zunächst einmal, was
die Infrastruktur angeht, aus unserer Sicht mit
der wichtigste Aspekt.

Bei der Technik ist es so, dass wir sehr stark
darin involviert sind, die technische Weiterent-
wicklung der Produkte mit zu begleiten, über
internationale Normungsaktivitäten, über die
Entwicklung von neuen Anforderungsprofilen für
das Thema Fahrradbeleuchtung z. B. oder auch

über das Thema Bremsen. Ich glaube, dass wir
als Industrie, gerade was das Thema Produkt-
sicherheit angeht, doch in den letzten Jahren
relativ viel gemacht haben. Momentan sind wir
gerade dabei, die technischen Anforderungen an
Fahrräder auf internationaler Ebene zu normen.
Das heißt, wir wollen eben dadurch auch ver-
hindern, dass z. B. aus dem asiatischen Raum
billige Produkte in den Markt reinkommen, die
eben diesen Anforderungen nicht entsprechen.
Und wir glauben, dass man das am besten da-
rüber machen kann, dass man international
verständliche und international anerkannte
Normen schafft. Das gilt sowohl für das Fahrrad
an sich, wie aber auch für die Fahrradbeleuch-
tung. Wir sind auch dabei, für die Fahrradbe-
leuchtung – unabhängig, ob jetzt Batterie- oder
Dynamobeleuchtung – internationale Standards
zu schaffen, weil wir schon glauben, dass durch
die stärkere Alltagsnutzung des Fahrrades als
Verkehrsmittel eben auch das Thema Fahren bei
Nacht oder Fahren bei Nebel oder im Winter eine
größere Rolle spielen wird als das heute der Fall
ist.

Wie gesagt, zum Thema PKW kann ich jetzt aus
unserer Sicht zunächst einmal wenig sagen. Klar
sollte da natürlich auch der Schutz der schwä-
cheren Verkehrsteilnehmer noch mehr in den
Vordergrund gerückt werden. Aber ich denke, da
ist die Automobilindustrie auch dabei, Systeme
zu schaffen, die z. B. sicherstellen, dass man,
wenn man die Tür öffnet, auf jeden Fall merkt, da
kommt ein Fahrradfahrer von hinten und man
dadurch irgendwelche Signale bekommt, eben
vorsichtig zu sein. Das nur einmal so als Beispiel.
Auch Abbiegevorrichtungen bei LKWs etc. Vie-
len Dank!

Christian Kellner (DVR e. V.): Das ist eine sehr
komplexe Frage, die Sie gestellt haben. Es ist so,
dass die Technik von Rädern oder von Fahrrä-
dern eigentlich wenig verbessert werden kann.
Es geht mehr darum, dass die Räder, die benutzt
werden, in Ordnung sind. Und es geht auch
darum, dass die Räder, die in den Handel
kommen, auch richtig ausgestattet sind und nicht
noch nachgerüstet werden müssen. Es gibt ja da
durchaus die Möglichkeit, relativ preisgünstig
Fahrräder zu kaufen, aber wenn man sie so
benutzen würde, würden sie eigentlich noch gar
nicht den Vorschriften entsprechen. Und das gilt
es natürlich auch zu verhindern, dass Leute, die
nur auf den Preis gucken, dann möglicherweise
auch das falsche Produkt wählen oder auch nicht
genau informiert sind, was eigentlich alles er-
gänzt werden müsste.

Über Lichttechnik haben wir gesprochen. Das ist
ein ganz wesentlicher Punkt. Ansonsten müssen
wir uns vergegenwärtigen, dass Radfahrer ei-
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gentlich zu den schwächeren Verkehrsteilneh-
mern gehören. Das heißt, dass schon die stär-
keren Verkehrsteilnehmer auch eine besondere
Pflicht haben – die Radfahrer natürlich auch –
sich an die Vorschriften zu halten, gar keine
Frage. Aber da hat Herr Neuberger ein Beispiel
genannt, fahrzeugtechnisch z. B. Systeme, die
ein Öffnen der Tür verhindern, wenn ein Rad
kommt oder ein entsprechendes Signal aus-
senden. Es gibt natürlich auch weitere Studien
und Überlegungen seitens der Automobilindust-
rie, was getan werden kann, wenn es wirklich zu
einem Aufprall kommen sollte, um dann den
Radfahrer stärker zu schützen. Auch da gibt es
Möglichkeiten. Und es gibt bei den Fahreras-
sistenzsystemen auch nicht nur die Fußgänger-
erkennung, sondern auch die Radfahrererken-
nung. Das ist noch im Teststadium. In manchen
Modellen sind sie auch schon verbaut, das ist
natürlich noch keine Marktdurchdringung, die der
Rede Wert wäre, aber das ist nochmal ein ganz
wesentlicher Punkt. Denn es kommt wirklich
darauf an, dass die PKW-Fahrer mit der Ge-
schwindigkeit unterwegs sind, die die Radfahrer
und Fußgänger nicht gefährden. Wir wissen z. B.
bei den Fußgängern, wenn ein PKW mit
30 Stundenkilometern auf einen Fußgänger trifft,
dann hat der Fußgänger noch eine große Über-
lebenschance von ungefähr 90 Prozent, wenn es
Tempo 50 ist, dann liegt sie nur noch bei
20 Prozent. Und das bedeutet natürlich, dass
hier auch die Geschwindigkeit eine Rolle spielt.
Und da helfen nicht nur entsprechende Rege-
lungen, sondern da helfen vor allem auch fahr-
zeugtechnische Aspekte. Die Radfahrererken-
nung ist da ein wesentliches Beispiel.

Vielleicht noch eine kurze Ergänzung bezüglich
der Pedelecs, worüber wir uns natürlich auch alle
freuen, dass es das gibt. Aber auch da gibt es
ganz spezielle Sicherheitsaspekte, die man
betrachten muss. Und das hat etwas mit den
Akkumulatoren zu tun und mit anderen Aspek-
ten. Da wünschen wir uns natürlich schon, dass
die technischen Regelwerke entsprechend wei-
terentwickelt werden. Das ist alles in Ordnung zu
bringen. Ich sehe also einen Airbag beim Fahr-
rad eher nicht oder sicher eher selten. Da muss
noch viel entwickelt werden.

(Zwischenruf, der nicht aufgezeichnet wurde)

Ja, aber auch das ist durchaus umstritten. Es
hilft, es gibt da die Halskrause, die sich aufbläst
beim Motorradfahren etc. Da kann man sicher-
lich noch einiges tun, aber wir haben nicht die
Möglichkeit, so viel zu tun, wie wir es beim PKW
haben, denn uns fehlt natürlich ganz viel, wo
Technik ansetzen kann.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kellner! Kol-
lege Behrens!

Abg. Herbert Behrens (DIE LINKE.): Eine
Frage an Herrn Fuchs und auch an Herrn Kell-
ner: Sie haben dankenswerterweise die Frage
der aktiven Verkehrssicherung und -sicherheit
durch die Geschwindigkeitsreduzierung oder
Herabsetzung der Regelgeschwindigkeit inner-
orts angesprochen. Ein Aspekt ist natürlich der
Augenblick des Unfalles. Aber an Sie beide
nochmal die Frage: Inwieweit ist nicht auch so,
dass die Reduzierung der Regelgeschwindigkeit
– das ist meine Meinung, ich erwarte Ihren
Kommentar dazu –, zu einem Kulturwandel im
Straßenverkehr führt, immer davon ausgehend –
und so habe ich die Runden bisher verstanden –,
dass das Fahrrad als gleichberechtigtes Ver-
kehrsmittel künftig gesehen werden muss und
nicht nur als ein Ding so „just for fun“ und für
Freizeit und schönes Wochenende?

Timm Fuchs (DStGB): Herr Vorsitzender, vielen
Dank! Eine generelle Regelgeschwindigkeit 30 in
Städten und Gemeinden, eine generelle Tem-
pobegrenzung auf 30 Stundenkilometer lehnen
wir ab. Wir würden eher freiwillige Lösungen vor
einer zwangsweisen Anordnung bevorzugen.
Zunächst einmal stellt sich bei so einer gene-
rellen Herabsetzung des Tempos auch die Fra-
ge: Wer will das denn eigentlich überwachen, die
potenziellen Geschwindigkeitsübertretungen, die
dann wahrscheinlich zunehmen werden? Denn
es ist natürlich so, dass ein generell geringeres
Tempo natürlich den potenziellen Schnellfahrer
noch eher dazu anreizt, dieses Tempo zu über-
treten. Was man allerdings fördern sollte, ist
einfach, dass die Möglichkeiten der Kommunen,
Tempo 30-Zonen anzuordnen, flexibilisiert wer-
den, dass man dafür die gesetzlichen Grundla-
gen schafft, dass man dort, wo Unfallschwer-
punkte sind, wo eine besondere Rücksichtnah-
me auf Radfahrer erforderlich ist, für die Kom-
munen die gesetzlichen Grundlagen schafft,
dann auch Tempo 30-Zonen einzuführen. Dann
ist es auch so, dass gegen ein generelles
Tempo 30 spricht, dass unterschiedliche Stra-
ßen auch ganz unterschiedliche Bedeutung im
Gesamtverkehrsnetz einer Stadt oder einer
Gemeinde haben. Bei Ausfallstraßen aus einer
Stadt raus, wo Pendler morgens einpendeln und
abends wieder auspendeln, wird es beispiels-
weise keinen Sinn machen, generell auf Tem-
po 30 runterzugehen. Damit würde man einfach
die Fließgeschwindigkeit verringern und letzten
Endes auch die Staugefahr und alles, was mit
daran hängt, auch an Umweltbelastungen in den
Städten und Gemeinden, noch weiter vergrö-
ßern. So viel von mir. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kellner!
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Christian Kellner (DVR e. V.): Vielen Dank! Um
das klarzustellen: Der Deutsche Verkehrssi-
cherheitsrat spricht sich nicht für eine Verände-
rung der Regelgeschwindigkeit innerorts von 50
km/h auf 30 km/h aus, sondern wir führen im
Moment diese Diskussion bei uns in den Gre-
mien. Mir war es wichtig, deutlich zu machen,
was der wissenschaftliche Beirat beim BMVBS
vorgeschlagen hat. Und das war exakt genau
das. Wobei es dem wissenschaftlichen Beirat
auch darauf ankäme, besondere Straßen natür-
lich dann auch mit beispielsweise 50 km/h zu
erlauben, gerade die Straßen, von denen Sie ja
gesprochen hatten. Insofern muss man sich das
genauer anschauen. Aber wir stellen natürlich
fest, dass es in vielen Städten schon eine große
Zahl von Straßen gibt – in Berlin, glaube ich, 60,
70 Prozent –, die schon mit Tempo 30 belegt
sind. Und es geht ja nur darum, das quasi noch
klarer zu machen, oder, das ist die Idee, dass
man letztlich nicht darauf angewiesen ist, so
viele Schilder aufzustellen, sondern man sagt,
dann ist das, was man lernt, Tempo 30 und auf
bestimmten Straßen – und das hat mit der
Straßenbedeutung natürlich zu tun – kann man
dann eben auch schneller fahren.

Zum Thema „Schutz der Radfahrer und Kultur-
wandel“. Ich glaube, dass es diesen Kultur-
wandel schon längst gibt. Ich glaube, dass auch
beim Thema Geschwindigkeit – das ja in
Deutschland ein sehr sensibles Thema ist, das
aber natürlich für die Verkehrssicherheit eine
extreme Bedeutung hat, denn Gefährdungen
durch nicht angepasste Geschwindigkeit sind
letztendlich die Unfallursache Nummer 1 –, die
Menschen letztendlich, und das stellen wir auch
durch Umfragen fest, längst viel weiter sind und
sich ein Klima wünschen, gerade in Städten,
dass es ihnen auch als Radfahrer, als Fußgän-
ger, als Eltern oder als alte Menschen ermög-
licht, sicher mobil zu sein, denn das Recht auf
sichere Mobilität ist natürlich das, was wir gerne
alle erreichen wollen. Wenn wir aber gleichzeitig
sagen, wir wollen eigentlich wenig und möglichst
gar keine Verkehrstoten und -verletzten haben,
wenn wir also eine Strategie wie „Mission Zero“
beispielsweise verfolgen, dann müssen wir das
System Straßenverkehr insgesamt betrachten.
Und da geht es einfach darum, die kluge und
richtige Lösung zu finden und dem Radfahrer,
bei dem es eben nicht die Möglichkeit gibt, ihn
technisch so zu schützen, wie es beim Auto-
fahrer möglich ist, gerade dann dem Radfahrer,
um den es heute hier geht, Möglichkeiten zu
geben. Und da bietet der Nationale Radver-
kehrsplan, den wir gerne unterstützen und bei
dem wir auch gerne mitgearbeitet haben, natür-
lich viele Möglichkeiten.

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte auf die baulichen Standards
von Radverkehrsanlagen zu sprechen kommen
und würde da Herrn Bracher und Herrn Stork
befragen. Zum einen durch die verstärkte Nut-
zung des Radverkehrs, des Rades im Alltag und
eben auch durch die Pedelecs, haben wir natür-
lich andere Nutzungsansprüche und Verände-
rungen, die sich natürlich auch entsprechend in
der Infrastruktur abbilden müssen. Halten Sie die
baulichen Standards, die wir haben, Stichwort
ERA 2010, für ausreichend? Und vor allen Din-
gen die Frage: Wie sieht es jetzt mit deren Um-
setzung vor Ort aus und welche Rolle könnte
denn der Bund in diesem Zusammenhang spie-
len, dass diese baulichen Standards eingehalten
werden, umgesetzt werden?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Bracher!

Tilman Bracher (Difu): Herr Vorsitzender!
Danke für die Frage, Herr Kühn. Ich habe selbst
an der Erarbeitung dieses technischen Regel-

werks ERA
1

mitgearbeitet und den Arbeitskreis
lange geleitet, der die ERA vorbereitet hat. Bei
der Erarbeitung der ERA haben wir uns vor allem
maßgeblich davon leiten lassen, dass ein Vor-
beifahren als Regelfall möglich sein muss, ein
Vorbeifahren schnellerer Radfahrer an langsa-
meren Radfahrern. Mit dem zunehmenden Anteil
von Pedelecs, die auch mit auf den Radwegen
sind und der steigenden Zahl älterer Personen,
die auch auf dem Fahrrad unterwegs sind, wird
dieses Thema, dass wir Radfahrer mit unter-
schiedliche

1
n Geschwindigkeiten haben, auch in

der Zukunft sehr wichtig sein. Und dieses Thema
ist berücksichtigt. Wenn wir die baulichen
Standards mit den Regelmaßen einhalten,
können Radfahrer aneinander vorbeifahren und
damit ist auch genügend Platz, um z. B. die
Pedelecs mit ihren Geschwindigkeiten so auf-
zunehmen, wie sie es brauchen, dass man eben
nicht lange in Kolonne hintereinander fahren
muss. Ein Problem, oder das, was wir damals
noch nicht so richtig thematisiert hatten, war,
dass die Zahl der mehrspurigen Fahrräder deut-
lich zunimmt. Das sind sowohl diese Messenger-
oder Lieferfahrzeuge, die man hier auch im
Berliner Stadtbild schon sieht – mich haben auf
dem Weg hierher zwei passiert – als auch die
Anhänger, z. B. für Kinder oder für leichte
Transporte in den Haushalten. Das wird immer
mehr und diese Fahrzeuge brauchen Platz. Die
kann man jetzt in der Praxis so halbwegs über
den Gehweg überholen. Das ist natürlich nicht
der Standard, den man haben sollte, wenn das
eine große Zahl wird, aber es funktioniert noch.

1
ERA (Empfehlungen für Radverkehrsanlagen der For-

schungsgesellschaft für das Straßen- und Verkehrswesen)
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Von daher denke ich, diese baulichen Standards
sind eigentlich nicht das Problem, sondern das
Problem ist die Umsetzung. Und da gibt es zwei
Themen. Zum einen Einhaltung der Regelmaße:
Es gibt eben die Möglichkeit, auch in den ERA
benannt, gelegentlich auf reduzierte Maße,
Mindestmaße auszuweichen. Und manche, die
nicht so viel Geld für ihre Radverkehrsinfra-
struktur haben, machen das eher zum Standard.
Wir müssen wirklich die Regelmaße einhalten,
wenn wir normale oder höhere Radverkehrs-
mengen haben oder wenn die Mischung des
Radverkehrs so ist, dass da auch mehrspurige
Fahrzeuge dabei sind. Und das Zweite ist, dass
diese baulichen Standards zum Teil auch durch
die Förderrichtlinien gar nicht umsetzbar sind.
Bei Projekten, die der Bund finanziert, gilt ein
Standard, der unterhalb der ERA-Maße liegt.
Das heißt, das, was an Bundesstraßen von den
Ländern gebaut wird, wird häufig zu eng geplant,
damit man eine Vollförderung bekommt. Und
auch die Bundesländer haben eben nicht die
Möglichkeit, dort aus der eigenen Tasche zu viel
zuzuschießen oder haben diese Pläne noch
nicht entsprechend aufgelegt. Ich denke, das
Thema ist nicht, dass die ERA zu eng sind,
sondern dass die ERA nicht eingehalten werden.
Und dort gibt es kein Instrumentarium, das
überwacht, dass wirklich der Stand der Technik
gebaut wird, sondern im Grunde kann auch
unterhalb des Standes der Technik gebaut
werden. Es gibt auch Kriterien für die Anordnung
der Radwegbenutzungspflicht in den Verwal-
tungsvorschriften zur StVO. Auch diese Kriterien
ermöglichen es, benutzungspflichtige Radwege
auszuweisen, die gar nicht ganz die ERA-
Standards einhalten, weil dort eine andere Sys-
tematisierung der Breiten vorgenommen wurde,
die dazu führt, dass auch schmalere Radwege
bereits benutzungspflichtig sein können, ohne
dass der Stand der Technik eingehalten ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Stork!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Ich schließe mich
Herrn Bracher uneingeschränkt an. ERA, RASt,
RIN, wie alle diese Regelwerke heißen, sind aus
unserer Sicht gut. Sie sind aber nur dann wirklich
für den Radfahrenden auch sinnvoll, wenn sie
eingehalten werden. Und das heißt eindeutig, die
Förderung des Bundes und jede andere Förde-
rung durch die öffentliche Hand, innerhalb
Deutschlands und aus Europa kommend, muss
an die Umsetzung dieser technischen Regel-
werke gebunden sein. Das ist völlig eindeutig.
Und da mag es uns in der einen oder anderen
Neubausiedlung einfacher fallen, wenn wir dort
heute etwas Neues bauen, uns an diese Rege-
lungen zu halten. Viel schwieriger wird es in den
älteren Städten, mittelalterlichen Stadtkernen
usw. Und dann geht es natürlich sehr schnell um

die schöne alte Frage, die der NRVP nicht ganz
eindeutig beantwortet, nämlich die der Fläche.
Dann werden wir anfangen müssen, uns um
Flächen auf den Straßen ein bisschen zu zanken
und werden auch eindeutig an der einen oder
andern Stelle vor allen Dingen in den parkenden
Verkehr eingreifen müssen. Und dazu brauchen
wir den Mut. Und der Mut der Kommunen wird
deutlich wachsen, wenn es gelingt Fördergelder
und Gelder, die da kommen, an eben die genaue
Umsetzung der technischen Regelwerke zu
binden. Und das ist unsere Position an der Stelle,
das soll so sein.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Storjohann!

Abg. Gero Storjohann (CDU/CSU): Schönen
Dank! Wir können ja mal gleich bei den Regeln
bleiben. Ich war in Münster und habe mir da
angeschaut, wie die Fahrräder da geparkt wer-
den. Die Geschäftsleute beschweren sich, dass
die Stadt vollgeparkt ist und sie keine rechtliche
Handhabe haben, Fahrräder auch von A nach B
zu entfernen, auch mit dem kleinen Zettel „Ihr
könnt eurer Fahrrad Hundert Meter weiter ab-
holen!“. Gerade die Städte und auch die größe-
ren Kommunen weigern sich immer, hier einen
Bedarf zu erkennen, dass man das regeln
müsste, außer drei, vier größeren Fahrradstäd-
ten. Herr Fuchs, wie weit ist der Erkenntnisstand
inzwischen, dass, wenn der Fahrradbereich so
boomt, das auch auf andere Städte zutreffen
könnte? Sonst wäre es ja vielleicht sinnvoll, in
der Politik vorher Regeln zu schaffen und nicht
immer erst hinterher, wenn alle das Problem
plötzlich bemerken.

Das Zweite wäre dann eine Frage, vielleicht an
Herrn Stork, bezüglich der Regeln zur Fahrrad-
wegebenutzungspflicht. Das heißt, ein Fahrrad-
weg ist zu benutzen, wenn ein blaues Schild
vorhanden ist. Nun gibt es viele Leute, die sich
daran stören, gerade im ländlichen Bereich. Ich
spreche nur über den ländlichen Bereich, nicht
über Städte. Und mit sehr viel Akribie wird dafür
gesorgt, dass diese Schilder wegkommen. In
dem Augenblick bedeutet es, dass ich natürlich
diesen Fahrradweg nur einseitig benutzen darf.
Es gibt keinen beidseitigen Fahrradweg, sondern
nur einen. Und man fährt also zur Schule hin auf
der Straße und von der Schule zurück darf ich
dann diesen Fahrradweg benutzen. Wenn dort
ein blaues Schild stehen würde, dürfte ich natür-
lich sowohl hin als auch zurück diesen Fahr-
radweg benutzen. Halten Sie es für sinnvoll,
dass wir diese Regelung überdenken, damit man
letzten Endes die Kinder nicht auf die Straße
zwingt?

Timm Fuchs (DStGB): Herr Storjohann, Sie
haben da ein Thema angesprochen, wo es na-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 102. Sitzung, 24.04.2013

18

türlich Optimierungspotenzial gibt. Das ist klar.
Was bleibt mir hier anderes übrig, als zu sagen,
dass man den Erkenntnisstand, dort wo es
Missstände gibt, auch im kommunalen Bereich,
verbessern sollte. Dabei muss man aber auch
beachten, dass der Gewinn an Erkenntnis auch
ein bisschen damit zusammenhängt, welches
Instrumentarium ich denn eigentlich habe, um
diese Möglichkeiten dann auch wirklich umzu-
setzen. Und da ist es so, dass man gerade auch
in dem Bereich Fahrradabstellmöglichkeiten
auch Alternativen braucht, wo man sein Fahrrad
abstellt, ohne andere Verkehrsteilnehmer zu
stören. Da ist es natürlich so, dass man auch im
Bereich der Städtebauförderung einiges tun
kann, indem man beispielsweise mehr Mittel
bzw. auch gezielter Mittel einsetzt, um Alterna-
tiven in dem Bereich herzustellen. Vielen Dank!

(Zwischenruf, der nicht aufgezeichnet wurde)

Timm Fuchs (DStGB): Ja, aber Münster ist
leider noch nicht überall. Da sind wir uns einig.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Stork!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Der gebürtige
Münsteraner, der ich bin, freut sich immer, wenn
positiv über Münster gesprochen wird. Beim
Fahrradabstellen und beim Fahrraddiebstahl ist
es immer nicht so ganz positiv. Aber an der Stelle
verweise ich auf Utrecht – die bauen gerade ein
Fahrradparkhaus mit 15.000 Plätzen; das sind
die Größenmaßstäbe, die in einigen anderen
Ländern üblich sind. Und da sind die 300 Plätze,
die jetzt in Berlin-Hauptbahnhof nachgerüstet
werden sollen, ja irgendwie nicht die richtige
Größenordnung. Zu der Frage, Herr Storjohann.
Wir reden ausdrücklich über den ländlichen
Raum. Und da will ich Ihnen recht geben: Ja, auf
diese Straßen, die wir da noch haben, wollen wir
die Kinder nicht zwingen, das empfinde ich
deutlich so. Ich schließe mich da aber auch
einigen anderen Voten der Sachverständigen
an. Das heißt, wir müssten uns dann aber auch
im zwischendörflichen Verkehr die Straßen ge-
nau anschauen und müssen schauen, wie
schnell darf dann noch gefahren werden. Und
natürlich, in der Situation, wie Sie sie beschrie-
ben haben, sollten dann die Kinder in beide
Richtungen den Radweg nutzen können. Keine
Frage!

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Gott-
schalck!

Abg. Ulrike Gottschalck (SPD): Ich habe noch
einmal eine Frage an Herrn Fuchs vom Städte-
tag. Es ist ja so, dass leider der Bund nicht nur
die Mittel an den Bundesverkehrswegen gekürzt
hat, sondern im Radverkehrsplan zieht es sich ja

leider auch wie ein roter Faden durch: Da sind
die Kommunen zuständig, da sind die Länder
zuständig. Also an manchen Stellen kann man
schon den Eindruck gewinnen, der Bund will sich
da ein wenig rausziehen. Welche Wünsche
haben denn die Kommunen an den Bund, damit
aus der Analyse im NRVP, die ja wirklich sehr gut
ist, auch wirklich konkrete Maßnahmen erfolgen
können? Die Kommunen sind ja nicht dumm und
wissen, dass Fahrradfahren für sie im Hinblick
auf Tourismus, im Hinblick auf Standortvorteile
gut ist. Aber sie haben eben auch knappe
kommunale Finanzen. Deshalb meine Frage:
Was erwarten denn die Kommunen vom Bund,
wie kann der Bund Impulsgeber werden?

Vorsitzender: Bitte sehr!

Timm Fuchs (DStGB): Herr Dr. Hofreiter, vielen
Dank! Da sehe ich vor allen Dingen drei An-
knüpfungspunkte. Das Eine, das lag ja schon im
Grunde ein bisschen in der Frage: Also wir
brauchen natürlich im Bereich der Kommunen
eine aufgabengerechte Finanzierung der Ver-
kehrsverhältnisse, um dann auch genug Geld für
den Ausbau des Radverkehrs zu haben. Wir
brauchen aber auch dort, wo der Bund ange-
sprochen ist, beim Bund den Willen, in den Be-
reichen, wo er selber steuern kann – Stichwort
Deutsche Bahn AG mit dem Bund als Eigentü-
mer – zu einer Verbesserung der Möglichkeiten,
dass man das Fahrrad als Verkehrsmittel mit
anderen Verkehrsmitteln, sprich der Deutschen
Bahn oder auch der S-Bahn, verknüpft. Der Bund
kann auch im Bereich Kommunikation natürlich
noch viel mehr tun als er bereits ohnehin schon
macht, also einmal Kommunikation zur Erhö-
hung des Radverkehrsanteils am Modal Split und
zum anderen auch beim Thema Förderung der
Radverkehrssicherheit. Zur Unterfinanzierung
des Verkehrsbereichs: Hier sitzen Verkehrspoli-
tiker, deshalb muss ich das nicht alles im Ein-
zelnen nochmal sagen. Es gibt einfach eine
Unterfinanzierung im Bereich der kommunalen
Verkehrsverhältnisse, weil wir mit den Entflech-
tungsmitteln, die ja Investitionshilfen des Bundes
sind, in vielen Städten und Gemeinden nicht
hinkommen. Es gibt natürlich eine unterschied-
liche finanzielle Lage der Städte, Gemeinden
und Kreise in Deutschland. Aber es ist ganz
einfach so, dass die Kommunen in der Gänze
immer noch nicht genügend Mittel haben. Und
wenn sie dann ohnehin schon nicht genügend
Mittel haben, dann ist eine freiwillige Aufgabe wie
die Radverkehrsförderung eine der Aufgaben,
die dann eher rausfällt als möglicherweise an-
dere Aufgaben; eben gerade dann auch bei den
Kommunen im Nationalen Radverkehrsplan, wo
ja diese schöne Einteilung zwischen Einsteiger-
kommunen und anderen Kommunen gemacht
wird, indem bei den Einsteigerkommunen dann
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aufgrund fehlender finanzieller Mittel eher davon
Abstand genommen wird, sich in dem Bereich
stärker zu engagieren. Weiterhelfen würde auch
eine stärkere Möglichkeit der Förderung, gerade
im Bereich kleiner Projekte, die dann auch eine
Vorbild- und eine Breitenwirkung haben. Und da
wünschen wir uns von kommunaler Seite ins-
besondere, dass man auch sowas wie eine
pauschale Zurverfügungstellung von Fördermit-
tel ermöglicht, die dann eine Abwicklung ohne
erhöhten administrativen Aufwand ermöglicht.

Vielleicht noch zu meiner Anregung, Kommuni-
kationsstrategien zu verbessern. Das kann man
zum einen durch Medienkampagnen machen.
Und da ist, denke ich, der Bund Ansprechpart-
ner, weil er einfach den Zugriff auf bundesweite
Medien hat und dann die Themen setzen kann,
wie in Bezug auf eine bessere Regelkenntnis, die
dann auch in der Folge dafür sorgen kann, dass
ich bestimmte Konfliktlagen im Verkehrsraum
zwischen Radfahrern, Fußgängern und Auto-
fahrern, die ja heute auch schon Gegenstand der
Anhörung waren, von vornherein vermeide, im
Sinne von § 1 StVO – ständige Vorsicht und
gegenseitige Rücksicht. Da gibt es natürlich
auch schon Kampagnen – wie in Freiburg oder
auch in Berlin – unter dem Motto „Rücksicht
kommt an“. Solche Kampagnen sollte man fort-
führen und dann auch gerne mit uns als kom-
munalen Spitzenverbänden zusammen auf eine
breitere Ebene stellen. Und im übrigen sollte
man natürlich auch immer wieder dafür sorgen,
dass der Radverkehrsanteil am Modal Split, das
sagte ich schon, weiter zunimmt. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Fuchs. Kollegin
Gottschalck hat noch eine kleine Nachfrage.
Bitte sehr!

Abg. Ulrike Gottschalck (SPD): Genau, meine
zweite Frage; ich hatte ja nur einen Experten
befragt. Dankeschön! Die zweite Frage geht an
Herrn von Rauch. Herr Stork hat es eben auch
angesprochen: Der Autoverkehr wird eigentlich
im NRVP komplett ausgespart. Wie ist denn da
Ihre Denke im Verband, wenn wir den innerört-
lichen Radverkehr wirklich stärken wollen. Dann
müssen wir uns ja mit den Autos sozusagen
auseinandersetzen. Welche Möglichkeiten se-
hen Sie, wie kann das funktionieren, wenn wir,
wie gesagt, mehr Platz für Fahrräder brauchen,
auch für schnelle Radwege? Da muss ja das
Auto in irgendeiner Form eine Rolle spielen. Also
wir müssen den Autoverkehr quasi zurückdrän-
gen. Wie soll das funktionieren?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr von Rauch!

Wasilis von Rauch (VCD e. V.): Dankeschön!
Komplizierte Frage. Tatsächlich ist das eine, mit

der sich der VCD schon seit langem an ganz
vielen verschiedenen Punkten auseinandersetzt.
Letztlich ist es klar, es kann nicht sein, dass 30
Prozent der Wege 60 Prozent der Fläche bele-
gen. Von daher gibt es da aus Gründen der
Fairness Handlungsbedarf. Ich habe es ja vorhin
schon angesprochen: Ich denke, im Bereich
Abstellanlagen oder ähnlichem gäbe es eine
Menge an Forschungsbedarf, wo der Bund tätig
werden kann. Ich denke zum Beispiel, wenn man
im städtischen Güterverkehr, Personenwirt-
schafts- verkehr mehr Anreize schafft, dass nicht
so einseitig auf den PKW gesetzt wird, sondern
beispielsweise auf transportfähige Fahrräder
oder wenn man im Bereich der Arbeitswege zum
Beispiel so etwas wie die Einprozent-Regelung
vorsieht, die ja letztes Jahr endlich auch so
geändert wurde, dass Fahrräder als Dienst-
fahrzeuge gelten können, sind das viele kleine
Mosaiksteine, die ein Bild auf lange Frist ver-
ändern können. Harte Maßnahmen müssen
natürlich auch sein, beispielsweise so etwas wie
Umweltzonen, Parkraumbegrenzung oder -be
wirtschaftung. Bei den planerischen Fragen gab
es, glaube ich, in einigen Stellungnahmen auch
den Hinweis darauf, dass nicht nur
PKW-Stellflächen beim Hausbau oder Ähnli-
chem als obligatorisch gelten sollten, sondern
auch Abstellanlagen. Also da gibt es verschie-
dene Bereiche, in denen man tätig werden kann.
Ein anderer Bereich sind natürlich Dinge wie
Smart Ownership, also Car-Sharing und die
ganze Entwicklung, die da stattfindet. Und noch
ein letzter Bereich vielleicht: Wenn die Ver-
knüpfung von ÖPNV und Fahrradverkehr besser
funktionieren würde, Fahrradmitnahme, Fahr-
radabstellanlagen an Bahnhöfen, könnte man
nochmal das Portfolio an Alternativen zur
PKW-Nutzung attraktiver gestalten. Das ist,
denke ich, so die Stoßrichtung, in die der VCD
arbeitet.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Staffeldt.

Abg. Torsten Staffeldt (FDP): Ich stelle jetzt nur
an einen Adressaten, an Herrn Stork, zwei Fra-
gen. Das Erste ist eine Frage, das Zweite wäre
eine Frage nach einer Einschätzung. Verkehrs-
verbünde sind ja ein wesentliches und wichtiges
Thema, wenn wir jetzt Mobilität auch verkehrs-
trägerübergreifend betrachten. Und da spielt das
Fahrrad im innerstädtischen Bereich eine große
Rolle, das wissen wir alle. Im ländlichen Bereich
soll es eine größere Rolle spielen, darauf haben
wir uns alle geeinigt. Aber wenn wir jetzt darüber
hinaus schauen, haben wir unterschiedliche
Verkehrsträger, die miteinander kombiniert
werden können und sollten. Und da gibt es die
seit Jahrzehnten andauernde Debatte über die
Fahrradmitnahme bei der Deutschen Bahn, wo
eine rechtliche Grundlage fehlt, wo die ICE nicht
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unbedingt so ausgestattet sind, wie wir uns das
alle gerne wünschen, und, und, und. Aber es gibt
auf der anderen Seite natürlich auch die Ange-
bote, zumindest der Deutschen Bahn, an ein-
zelnen Hauptbahnhöfen, an einzelnen Bahnhö-
fen Leihfahrräder zu nutzen. Inwiefern können
Sie sich vorstellen, dass man diese verkehrs-
trägerübergreifenden Kombinationsmöglichkei-
ten – das soll sich jetzt nicht nur auf die Deutsche
Bahn oder auf die Straße und auf das Fahrrad
beziehen, sondern eben beispielsweise auch auf
die Wasserstraße, wo es ja auch Fährverbin-
dungen gibt oder Ausflugsdampfer usw., mir als
Schifffahrtspolitiker natürlich immer extrem
wichtig, deswegen muss ich das einfach an-
sprechen – noch ausbauen kann, das wäre die
eine Frage.

Bei der anderen Frage geht es eher um eine
Einschätzung. Wir haben das Thema heute im
Rahmen der Anhörung an der einen oder an-
deren Stelle schon gestreift: Ist sie noch vor-
handen oder nicht, die Polarisierung zwischen
gesellschaftlichen Schichten, das heißt, bezüg-
lich der seltsamen Schizophrenie, dass ich, in
dem Moment, in dem ich Autofahrer bin, über
Radfahrer schimpfe, dass ich aber in dem Mo-
ment, wenn ich selber mit dem Fahrrad fahre,
über Autofahrer schimpfe. Diese gesellschaftli-
che Polarisierung, die wir vielleicht an der einen
oder anderen Stelle feststellen können, gibt es
die noch oder ist inzwischen in der Aufweichung
begriffen? Wenn ja – egal welches ja –, wie
können wir dafür sorgen, dass die gesellschaft-
liche Polarisierung durch den Nutzungswechsel
der Mobilitätsgrundlage weiter aufgehoben
werden kann?

Vorsitzender: Vielen Dank! Bitte sehr!

Burkhard Stork (ADFC e. V.): Vielen Dank! Ich
erlaube mir, mit dem letzten Punkt anzufangen –
der gesellschaftlichen Polarisierung. Also es ist
überhaupt keine Frage, dass Debatten, wie sie
der Präsident des Verkehrsgerichtstages im
Januar und der Bundesverkehrsminister, ob jetzt
gewollt oder ungewollt, im letzten Jahr im Früh-
jahr losgetreten haben, um angebliche Kampf-
radler und Verkehrsradrüpel und was da alles an
Worten gefallen ist, ausgesprochen kontrapro-
duktiv sind. Denn diejenigen, die sich im Recht
fühlen – in dem Fall dann der Autofahrer – und
der Meinung sind, dass sie vom Radfahrer be-
drängt werden, fühlen sich dann noch deutlich
mehr im Recht. Und ich höre immer wieder in
Gesprächen, auch mit unseren Lokalen und
Aktiven, die vor Ort mit sehr vielen Radfahrern im
Gespräch sind, dass nach solchen Debatten
tatsächlich aggressiver Auto gefahren wird und
man das Gefühl hat, es wird noch enger überholt
und noch mehr geschnitten. Da müssen wir ran

und das ist eindeutig eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe. Da müssen Verbände wie die
großen Automobilverbände, wir als großer
Fahrradfahrerverband, der DVR und viele an-
dere, sicher auch das Ministerium und andere
öffentliche Stellen, miteinander über § 1 StVO
reden. Das ist überhaupt keine Frage und da
brauchen wir richtig große Kampagnen und
richtig viel Geld. Ich bin kein Verkehrspsycho-
loge, aber ich glaube, dass der Wechsel, den Sie
gerade selber beschrieben haben, mal bin ich
Radfahrer, mal bin ich Autofahrer, und das ist ja
die große Mehrheit, sowohl der Autofahrer, als
auch der Radfahrer, die beides mal sind, dass
genau der Wechsel der interessante Punkt ist,
um anzugreifen, um zu sagen „Mensch, du weißt
doch, wie das andere ist, du weißt wie nervig es
ist, wenn da plötzlich einer vor das Auto schießt,
du weißt wie nervig es ist, wenn du immer so eng
überholt wirst“. Wahrscheinlich ist das der zent-
rale Punkt und wahrscheinlich müssen wir da
ran.

Verknüpfung der Systeme, der erste Teil Ihrer
Frage. Ich glaube, da ist noch unendlich viel drin.
Und selbstverständlich: Fahrradmitnahme im
Fernverkehr ist ein ausgesprochen wichtiges
Thema, Fahrradmitnahme im Nahverkehr ist ein
ausgesprochen wichtiges Thema. Wenn wir über
30 Millionen Pendler reden, die jeden Tag rein-
und rauspendeln, und wir wollen, dass sehr viele
mehr von denen auf dem Fahrrad pendeln oder
das Fahrrad mit dem ÖPNV kombinieren, dann
werden wir irgendwann Kapazitätsgrenzen bei
der Mitnahme erreichen. Also reden wir über
andere Formen der Verknüpfung. Und es ist
zunächst mal das Abstellen. Die Niederländer,
ich habe es gerade schon angesprochen, errei-
chen 40 Prozent derjenigen, die den ÖV anfah-
ren. Die kommen da mit dem Fahrrad, lassen ihr
Rad stehen, steigen um. Und immer noch 10
Prozent derjenigen, die dann aus dem schie-
nengebundenen oder sonstigen öffentlichen
Verkehr aussteigen, fahren dann mit dem Fahr-
rad noch weiter. Die Zahl derjenigen, die mit dem
Fahrrad noch weiter fahren, ist in Deutschland
überhaupt nicht messbar. Wir haben keine
Zahlen dazu, das gibt es gar nicht. Das ist ein
deutlicher Fehler. Die Public-Bike-Share-Sys-
teme sind ja in Deutschland noch begrenzt, wir
haben zwei große Anbieter am Markt und das hat
noch exotischen Charakter. Wir glauben, dass es
gute Vorbilder gibt – Paris zum Beispiel, mit
deutlich größerem System, da sind 30.000 Räder
unterwegs, es funktioniert hervorragend – und
dass da noch viel Luft drin ist. Natürlich sind es
größere Parkhäuser, sind es große Radstatio-
nen, wo dann auch der ein oder andere Euro
verdient werden darf, wo sich noch einmal die
Wirtschaft etablieren kann – da kann noch sehr
viel passieren und auch da könnten Bund, Län-
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der und Kommunen Anreize schaffen. Da ist
noch sehr viel Musik drin.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Bluhm!

Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Ich habe
zwei kurze Fragen. Die erste Frage richtet sich
an Herrn von Rauch. Ich würde gerne von Ihnen
wissen wollen: Wie schätzen Sie die Entwicklung
zwischen „Individualverkehr motorisiert“ und
dann auch „Individualverkehr Fahrrad“ in den
nächsten zehn Jahren ein? Was kommt da an
Verhältnismäßigkeit auf uns zu? Ich meine jetzt
nicht absolute Stückzahlen, das erwarte ich
nicht. Aber wie wird sich, insbesondere in den
Innenstädten, die Entwicklung an dieser Stelle
aus Ihrer Sicht darstellen? Weil das ja für uns
Politiker auch immer eine wichtige Frage ist, wie
man seine eigenen politischen Initiativen für die
Zukunft tatsächlich auch in dieser Richtung
schärfen muss, wenn man wirklich mit der Ent-
wicklung einhergehen will und nicht immer nur
hinterherhinken will. Die zweite Frage, die ich
habe, geht an Herrn Kellner. Herr Kellner, wir
stellen heute schon fest, dass Fahrradfahrer sehr
intensiv in den Innenstädten und überhaupt auch
im Straßenverkehr unterwegs sind. Jeder andere
Verkehrsteilnehmer, der motorisiert ist – und das
werden ja zukünftig durch die Elektrofahrräder
auch die Fahrradfahrer sein – braucht einen
Führerschein, um eine Qualifikation zu errei-
chen. Wie sehen Sie das für die Zukunft: Kommt
irgendwann der Führerschein für Fahrradfahrer?

Vorsitzender: Herr Rauch!

Wasilis von Rauch (VCD e. V.): Wenn ich es
richtig verstanden habe, geht es jetzt konkret um
den urbanen Raum. Das sind ja zwei ziemlich
unterschiedliche „Paar Stiefel“, leider. Man sieht
ja eigentlich heute schon, dass das Potenzial für
den Fahrradverkehr in den Städten, wenn man
die Städte in Deutschland vergleicht, sehr groß
ist. Städte, die in den letzten Jahren viel getan
haben, erreichen auch innerhalb von relativ
kurzer Zeit große Fortschritte, beispielsweise
Rostock oder Frankfurt am Main. Von daher
denke ich, das Potenzial ist sehr groß, aber die
Wechselwirkung mit der Politik ist halt nicht zu
vernachlässigen. Das heißt, wenn man da etwas
erreichen möchte, dann muss man auch in den
Kommunen wirklich an verschiedenen Stellen
Hand anlegen und den politischen Willen deut-
lich machen. Auch auf Bundesebene, denke ich,
solange beispielsweise solche Sachen, wie die
Abwrackprämie durchgeführt werden, wo meh-
rere Milliarden dann innerhalb von kürzester Zeit
subventioniert werden und gleichzeitig ein
Bruchteil davon für den Radverkehr ausgegeben
wird, darf man sich am Ende nicht wundern,
wenn die Sprünge, die notwendig wären, um

eine nachhaltige Verkehrswende zu erreichen,
nicht erreicht werden. Ich denke, dass es schon
eine Tendenz gibt, das sieht man ja auch in der
Bevölkerung, dass mehr Fahrrad gefahren wird,
dass die Leute auch Fahrrad fahren wollen, also
dass sozusagen häufig der Eindruck entsteht,
die Menschen fahren eigentlich trotz der Fahr-
radpolitik Fahrrad und nicht wegen. Und parallel
dazu gibt es ja immer mehr Studien, die sagen:
Ja, Führerscheinquote geht zurück, das Status-
symbol Auto verliert ein bisschen an Boden.
Wobei ich da mit der Bewertung vorsichtig wäre.
Aber, ich denke, diesen Trend gibt es durchaus
und den kann man auch nutzbar machen. Von
daher würde ich schon sagen, dass es eine
Verschiebung hin zum Fahrrad geben wird und in
den Städten 20 Prozent bis zum Jahr 2020 schon
durchaus der Normalfall werden kann.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Kellner!

Christian Kellner (DVR e. V.): Vielen Dank für
die Frage! Es gibt ja bereits eine Ausbildung für
Radfahrer. Und das ist die schulische Radver-
kehrsausbildung, die leider in den einzelnen
Bundesländern immer mehr Schaden nimmt.
Also wir hatten da ein sehr gutes System, dass in
der Grundschule – oftmals durch Polizeibeamte
– beispielsweise eine sogenannte Fahrradprü-
fung abgenommen wird, nachdem man dann
eine gewisse Ausbildung gemacht hat und das
auch in den Unterricht integriert wurde. Hier
haben beispielsweise auch sehr viele Mitarbeiter
der Verkehrswachten sehr wertvolle Dienste
geleistet. Das gibt es aus finanziellen Gründen
immer weniger, weil die Polizeibeamten einfach
gar nicht mehr die Möglichkeiten bekommen. Wir
haben hier sehr große Sorgen. Es gibt mittler-
weile große Lücken. Die Eltern können nicht
mehr darauf zählen, dass das in den Schulen
angeboten wird. Wir sehen hier, und das haben
wir auch in unserer Stellungnahme aufgeführt,
einen dringenden Handlungsbedarf, sowohl für
die Verkehrsministerkonferenz als auch für die
Kultusministerkonferenz, dass man hier wieder
tätig wird, dass man hier Vorgaben gibt und dass
man doch sehr deutlich macht, dass das eigent-
lich ein, ich will es jetzt nicht gerade Kulturgut
nennen, aber ein Ausbildungsgut ist, das uns
verloren zu gehen droht. Darauf sollten wir set-
zen, denn wir wollen ja schon gerne, dass auch
Kinder und Jugendliche frühzeitig mit dem
Fahrrad fahren, dass sie die Regeln kennen und
wissen, wie sie sich dabei zu verhalten haben
und natürlich am liebsten Helme tragen. An-
sonsten, denke ich, brauchen wir da keine wei-
teren gesetzlichen Bestimmungen oder Ähnli-
ches mehr. Das Radfahren muss einfach zum
täglichen Leben dazu gehören. Wie gesagt,
wenn wir etwas für die schulische Radver-
kehrsausbildung tun können und für die Rad-
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fahrprüfung in den Bundesländern, dann wäre
das ein sehr wertvoller Dienst.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kellner! Kol-
lege Kühn!

Abg. Stephan Kühn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe eine Frage an Herrn Bracher und
Herrn von Rauch. Herr Bracher: Wie schätzen
Sie denn den Finanzbedarf für den Ausbau und
Erhalt der Radwegeinfrastruktur, für die der Bund
zuständig ist und vor allen Dingen für die in den
Ländern und den Kommunen ein? Denn im
Nationalen Radverkehrsplan sind auch Zahlen
genannt, was die Kommunen denn mindestens
in ihre Infrastruktur investieren sollen, in ihre
Radverkehrsförderung. Und die Frage an Herrn
von Rauch: Sie haben schon so ein bisschen die
Frage der Platzkonkurrenz in den Städten an-
gesprochen, die begrenzte Fläche und wie diese
dann zwischen den einzelnen Verkehrsteilneh-
mern bzw. Verkehrsmitteln aufgeteilt wird. Es
gibt seit vielen Jahren eine Diskussion, wie man
innovative und auch platzsparendere Citylogis-
tikkonzepte aufbauen kann. Welche Potenziale
sehen Sie denn da in Bezug auf das Lastenrad –
von denen wir die einen oder anderen hier schon
in Berlin fahren sehen –, auch im Zusammen-
hang mit der ganzen Diskussion um die Elektro-
mobilität?

Vorsitzender: Herr Bracher!

Tilman Bracher (Difu): Vielen Dank, Herr Kühn,
Herr Hofreiter! Ich habe das in meiner Stel-
lungnahme auch schon angesprochen, das
Thema „Finanzbedarf“. Die beiden Anträge der
Fraktionen, über die heute gesprochen wird,
haben diese Zahl von den 100 Millionen Euro pro
Jahr, die der Bund für Radwegebau an Bundes-
straßen in den vergangenen Jahren eine Zeit
lang ausgegeben hat, aufgegriffen. Ich denke,
das ist auch eine Größenordnung, die man für
den Radwegeneubau an den Bundesstraßen
auch in der Zukunft sinnvoll ansetzen sollte. Zum
einen, weil die Bundesländer in der Lage sind,
mit den Straßenbauverwaltungen Projekte in
dieser Größenordnung auch planerisch vorzu-
bereiten und zu bauen, zum anderen, weil der
Bedarf, Radwege an allen Bundesstraßen an-
zulegen, ja auch gar nicht da ist. Also es gibt
Kraftfahrstraßen, wo parallel dazu ganz gute
Führungen sind. Eine vollständige Ausstattung
der Bundesstraßen ist nicht erforderlich. Das
betraf das Thema Neubau.

Jetzt komme ich auf die Unterhaltung. Vielleicht
darf ich darauf verweisen, dass damals, vor 10
Jahren, als der NRVP 1 aufgelegt wurde, diese
beiden Titel zusammengelegt wurden. Und das
war eigentlich gar keine Aufstockung, sondern

das war nur ein Zusammenlegen von zwei
50-Millionen-Euro-Titeln. Aber das ist nicht das
Thema, sondern das Problem ist, dass wir für die
Unterhaltung gar keine richtigen Zahlen haben.
Das ist von den Bundesländern, die dafür zu-
ständig sind, nirgendwo aufgenommen worden.
Es geht bei der Unterhaltung ja nicht nur um die
Wiederherstellung des baulichen Zustands, auf
dem man gut fahren kann, sondern es geht auch
darum, hier den Stand der Technik herzustellen.
Der Stand der Technik wurde bisher nicht als
Maßstab für den Bau dieser Radwege gesetzt,
die wir da in den letzten 30 Jahren – fast 20.000
Kilometer – an den Bundesstraßen angelegt
haben. Ein Großteil dieser 20.000 Kilometer
Radwege an Bundesstraßen erfüllt noch nicht
den Stand der Technik, den Standard, den wir
heute haben wollen. Und was das kostet, kann
ich Ihnen hier leider nicht „aus der Lamäng“
ausrechnen. Dazu soll ja ein Gutachten verge-
ben werden, im Namen des Nationalen Rad-
verkehrsplans. Ich hoffe, das kommt bald und wir
haben dann wirklich belastbare Zahlen. Ich habe
eine Vorstellung im Kopf, wie groß das sein
könnte.

Das zweite Thema ist, was die Kommunen und
die Länder an Bedarf haben. Wir haben für die-
sen Bedarf der Kommunen eine Tabelle im na-
tionalen Radverkehrsplan. In dieser Tabelle ist
klargestellt, dass die Gemeinden, die Kommu-
nen zwischen 8 und 19 Euro pro Einwohner und
Jahr bräuchten, um auf ein hohes Niveau zu
kommen. Das ist das Niveau, das beispielsweise
in den Niederlanden ausgegeben wird, das dort
auch von den Kommunen aufgebracht wird. Wir
haben darüber hinaus bei den Bundesländern
und bei den Kreisen im gewissen Umfang Be-
darf. In meiner Stellungnahme habe ich mal
geschätzt, wenn so ein mittlerer Wert pro Ein-
wohner und Jahr in Höhe von 15 Euro angesetzt
würde, kämen wir auf 1,2 Milliarden Euro pro
Jahr. Ich schätze, dass etwa 20 Prozent dieser
Größenordnung bisher ausgegeben werden
können. Es geht nicht nur um die Investitionen,
es geht auch um Kampagnen, es geht auch um
Abstellanlagen. Wir können nur etwa 20 Prozent
dessen, was eigentlich als Zielgröße im Natio-
nalen Radverkehrsplan steht, heute aufbringen
können. Insoweit denke ich, die Größenordnung
dessen, was noch nicht abgedeckt ist, ist erheb-
lich. Das Thema, wie dort die Kommunen in die
Lage versetzt werden können, die Mittel aufzu-
bringen, ist deswegen natürlich hoch aktuell.

Wasilis von Rauch (VCD e. V.): Danke nochmal
für die Frage! Schön, dass wir zum Schluss
nochmal auf so ein positives Thema kommen
können. Einen ganz kurzen Satz wollte ich noch
nachschieben. Was ich wichtig finde ist: Fahr-
radpolitik bedeutet auch ein Stück weit soziale
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Politik, denn Fahrräder sind für die meisten –
gerade in Städten – das Verkehrsmittel, was
häufiger zugänglich ist als Autos.

Zu der Frage von Herrn Kühn: Das Fahrrad ist ja
ein sehr dynamisches Verkehrsmittel, sehr fle-
xibel, was sich weiterentwickelt. Zwei Sachen,
die ich auch mit diesen Anlagen an die Stel-
lungnahme des VCD noch angeheftet habe, sind
Elektrofahrräder oder Potenziale von Elektro-
fahrrädern und Lastenfahrrädern, mit oder ohne
elektrische Unterstützung. Jetzt speziell im Be-
reich des städtischen Wirtschaftsverkehrs ist das
Potenzial von Lastenfahrrädern nachweislich
groß. Es gibt ja dieses Projekt „ich ersetze ein
Auto“, was zwar mit wenigen Fahrzeugen ge-
macht wurde, aber in dem empirisch eine rie-
sengroße Potenzialanalyse gemacht wurde, um
zu schauen, was im Kurier- und Expressgewerbe
an Verlagerung von Pkw auf Fahrräder möglich
wäre. Die sind auf eine Kilometerleistung, die
von Autos weg ersetzt werden kann, von 48
Prozent gekommen. Das wäre also auch ein
erheblicher Anteil der Verkehrsleistung, was wir
vorhin auch schon mal angesprochen hatten.
Das wird jetzt im Kleinen auch umgesetzt, aber
es sind natürlich immer noch eher so winzig
kleine Modellversuche. Ganz viele Kurierunter-
nehmen – UPS, DPD usw. – setzen zwei oder
drei oder meinetwegen mal fünf Lastenfahrräder
ein. Die Erfahrungen sind dann auch irgendwie
gut, aber der große Sprung zur massenhaften
Umsetzung, der ist noch nicht gemacht. Ich
denke, da wäre es auch sinnvoll, nochmal stär-
ker mit Förderungen oder Kampagnen darauf
hinzuweisen und auch zu schauen, wo es in den
einzelnen Anwendungsbereichen hakt, damit die
Umsetzung noch flächendeckender werden
kann.

Und analog zu solchen Projekten, die jetzt im
Kuriergewerbe stattgefunden haben, gibt es ja
auch noch eine Menge andere Bereiche, wo
Lastenfahrräder oder Fahrräder generell im
professionellen Einsatz denkbar sind, also ob es
jetzt mobile Pflegedienste sind oder Hand-
werksbetriebe, Essenzulieferer und so weiter.
Eigentlich denke ich, an den Stellen wäre es
auch sinnvoll, nochmal genauer zu schauen, was
für Potenziale da liegen und was man tun könnte,
um das zu befördern. Generell vielleicht noch ein
letzter Satz zu den Elektrofahrrädern: Die er-

höhen halt im Alltag einfach die praktikable
Reichweite auf gut 10 Kilometer, was zum Bei-
spiel im Pendlerverkehr ein Riesenpotenzial
eröffnet und auch da die Kilometerleistung von
Fahrrädern deutlich erhöhen würde. Aber dafür
ist es eben notwendig, dass auch über Orts-
grenzen hinaus Radwege vorhanden sind. Ge-
rade in Städten wie Münster oder Greifswald, wo
viel Fahrrad gefahren wird, hört die Herrlichkeit
oft an der Ortsgrenze auf und man ist sozusagen
als reinpendelnde Person faktisch gezwungen,
mit dem Auto zu kommen. Das sind zwei Be-
reiche, wo es Riesenchancen gibt und wo man,
wenn man wirklich nach vorne kommen will,
deutlich mehr tun könnte.

Vorsitzender: Vielen Dank! Das war das inhalt-
liche Schlusswort. Ich bedanke mich bei den
Experten recht herzlich! Wir hatten drei Runden.
Wir sind damit schön durchgekommen und sind
einen Viertelstunde früher fertig, was uns man-
che Arbeit sehr erleichtert, denn wir können jetzt
das Obleutegespräch gleich hier durchführen
und müssen nicht umziehen und sind dann ins-
gesamt um 14.00 Uhr fertig. Vielen Dank an das
Publikum, an die Kollegen, die bis jetzt da waren
und an die Experten, für ihre Anregungen und
Ausführungen!

Ende der Sitzung 13.43 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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